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Januar

Ministerrat

1. Januar: Der Ratsvorsitz geht von Griechen-
land an Frankreich über.

Kanada

1. Januar: Die Gemeinschaft und Kanada unter-
zeichnen ein Abkommen in Form eines Brief-
wechsels, mit dem eine gegenseitig zufriedenstel-
lende Anwendung des Fischereiabkommens vom
Dezember 1981 ermöglicht werden soll.

Regionalpolitik

5. Januar: Die Kommission beschließt, 7 Mio.
ECU für Maßnahmen bereitzustellen, die zur
Entwicklung der ländlichen Gebiete bestimmter
Regionen in Frankreich, Griechenland und Ita-
lien beitragen sollen.

Soforthilfe Mosambik

6. Januar: Die Kommission beschließt, aufgrund
der verheerenden Dürrekatastrophe in Mosam-
bik ein weiteres Soforthilfeprogramm für die
Dauer von fünf Monaten zu finanzieren.

Mauretanien

8.19. Januar: Kommissar Edgard Pisani verein-
bart während eines offziellen Besuchs in Maure-
tanien, die Wiederaufnahme der Verhandlungen
über ein Fischereiabkommen zwischen der EG
und dem westafrikanischen Land.

Agrarpolitik

9.110. Januar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster tagt in Brüssel und kann sich nicht auf Refor-
men für den Agrarmarkt einigen, sondern be-
schließt lediglich eine Intensivierung seiner Ver-
handlungen bis zum 31. März, der als letzter Ter-
min für die Festlegung der Agrarpreise gilt.

Energiepolitik

10. Januar: Fünf EG-Länder (Frankreich, Bun-
desrepublik Deutschland, Italien, Belgien,
Großbritannien) unterzeichnen in Paris ein Ab-
kommen, das eine verstärkte Zusammenarbeit
bei der Entwicklung der Schnellen Brüter auf
Plutoniumbasis vorsieht.

Handelspolitik/USA

13. Januar: Die Kommission übermittelt der
GATT-Organisation eine Liste amerikanischer
Waren, die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft
als Sanktion gegen amerikanische Importbe-
schränkungen für europäischen Stahl mit Son-
derzöllen belegt werden sollen. Die Bestimmun-
gen sollen am 1. März für vier Jahre inkraft tre-
ten.

Europäisches Parlament

16. —20. Januar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Der französische Außenminister und am-
tierende Ratspräsident Claude Cheysson erläu-
tert das Programm der französischen Ratspräsi-
dentschaft für das 1. Halbjahr 1984: Hauptaufga-
be ist es, nach dem Scheitern des Athener Gip-
fels die wichtigsten Probleme der Vergangenheit
zu lösen, um dann mit Entschlossenheit die Zu-
kunftsaufgaben in Angriff zu nehmen. Im Mittel-
punkt soll die Gemeinsame Agrarpolitik stehen.
Weitere Schwerpunkte sind die Intensivierung
der Zusammenarbeit in Forschung und Indu-
strie, der Ausbau des Binnenmarktes sowie die
Stärkung der gemeinsamen Handels- und Wäh-
rungspolitik. Die Abgeordneten verabschieden
eine Entschließung zur Situation der Frauen in
der EG. In weiteren Entschließungen sprechen
sich die Parlamentarier für die gemeinschaftliche
Finanzierung von Forschung und Industrie sowie
für eine Rückbesinnung auf die normalen Funk-
tionen der Ministerräte, ferner für die Fortset-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 453



CHRONOLOGIE DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 1984

zung des Ost-West-Dialogs, den Ausbau vertrau-
ensbildender Maßnahmen und für die Beendi-
gung des iranisch-irakischen Krieges aus. Andere
Beratungsthemen sind eine neue Rentenrege-
lung in der Landwirtschaft, eine europäische
Charta der Rechte der Patienten, die Bekämp-
fung der Nordseeverschmutzung und des sauren
Regens.

Agrarpolitik

17. Januar. Die Kommission schlägt dem Rat
der Landwirtschaftsminister durchschnittliche
Agrarpreissteigerungen von 1 % und flankieren-
de Maßnahmen für das Wirtschaftsjahr 1984/85
vor.

Jugoslawien

18. Januar: In Straßburg findet das fünfte Tref-
fen zwischen Vertretern des EP und des Jugosla-
wischen Parlaments zur Entwicklung der bilate-
ralen Beziehungen statt.

Costa Rica

20. Januar. Der Energieminister von Costa Ri-
ca, Calixto Chaves, sowie der stellvertretende
Minister für Auswärtige Beziehungen, Eckart
Peters, und der Minister für Planung, Claudio
Soto, statten der Kommission in Brüssel einen
offiziellen Besuch ab und führen Gespräche mit
Vizepräsident Wilhelm Haferkamp.

Israel

20. Januar: Der israelische Minister für Handel
und Industrie, Gideon Patt, führt bei der Kom-
mission in Brüssel offizielle Gespräche mit Vize-
präsident Wilhelm Haferkamp und Kommissar
Karl-Heinz Narjes.

Zypern

20. Januar: Der Präsident der Republik Zypern,
Spyros Kyprianou, führt bei der Kommission in
Brüssel offizielle Gespräche mit dem Präsidenten
Gaston Thorn sowie den Vizepräsidenten, Wil-
helm Haferkamp und Lorenzo Natali.

Portugal

23. Januar: In Brüssel findet die 16. Ministerta-
gung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit
Portugal statt.

Türkei

23. Januar: Der türkische Außenminister, Vahit

Halefoglu, führt bei der Kommission in Brüssel
offizielle Gespräche mit Präsident Gaston Thorn
und Vizepräsident Wilhelm Haferkamp über die
politische Lage in der Türkei und die bilateralen
Beziehungen.

Außenbeziehungen/EPZ

23. Januar: Auf seiner Tagung berät der Mini-
sterrat für Auswärtige Angelegenheiten die Fol-
gerungen der Tagung des Europäischen Rates in
Athen, die Vorbereitungen der AKP-EWG-Mi-
nistertagung, den Beitritt Portugals, die Bezie-
hungen zur EFTA und den Bericht über die Eu-
ropäische Union. Am Rande der Tagung beraten
die Außenminister im Rahmen der EPZ über die
KVAE.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

25.126. Januar: Auf der 214. Plenartagung des
Wirtschafts- und Sozialausschusses stellt Präsi-
dent Francois Ceyrac das Programm der franzö-
sischen Präsidentschaft vor.

Wirtschaftspolitik

26. Januar: Der Rat der Wirtschaftsminister ei-
nigt sich in Brüssel auf eine Verlängerung des
Quotensystems für Stahl bis Ende 1987. Die
Einigung wurde möglich, nachdem Italien seinen
Antrag für eine zusätzliche Quote von 1,2 Mio.
Tonnen pro Jahr modifiziert hatte.
27. Januar: Der Beratende Ausschuß EGKS
tritt in Luxemburg zu seiner Vollversammlung
zusammen und diskutiert u.a. die Quotenverlän-
gerung für Stahl bis Ende 1985.
31. Januar: Die Kommission beschließt, das Sy-
stem der Überwachung und der Erzeugungsquo-
ten für bestimmte Erzeugnisse der Unternehmen
der Eisen- und Stahlindustrie bis zum 31.12. 1985
zu verlängern.

Fischereipolitik

31. Januar: Der Minsterrat für Fischereiangele-
genheiten einigt sich unerwartet schnell auf die
Fangquoten für das laufende Jahr und ihre Auf-
teilung auf die einzelnen Mitgliedstaaten. Die
Gesamtfangquote soll 1,7 Mio. Tonnen für die
sieben wichtigsten Speisefischarten betragen.

Februar

Fischereipolitik

1. Februar: In Brüssel wird ein Fischereiabkom-
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Februar

men zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und der Republik Sao Tome und Principe unter-
zeichnet.

Binnenmarkt

1. Februar: Die EG sowie alle ihre Mitgliedstaa-
ten unterzeichnen das am 21.10.1982 in Genf an-
genommene internationale Übereinkommen
über die Harmonisierung der Warenkontrollen
an den Grenzen.

Sozialpolitik

2. Februar: Bei einem informellen Treffen der
Arbeits- und Sozialminister in Paris werden u.a.
die künftige gemeinsame Sozialpolitik und die
sozialen Auswirkungen neuer Technologien be-
raten.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich

2. Februar: Der Kanzler der Bundesrepublik
Deutschland, Helmut Kohl, spricht auf Schloß
Ludwigshöhe in der Pfalz mit dem amtierenden
Ratspräsident, Frankreichs Staatspräsident Fran-
gois Mitterrand, über die Lage der Europäischen
Gemeinschaft.

Umweltschutzpolitik

2.13. Februar : In Washington findet eine Zu-
sammenkunft zwischen der Kommission und der
Regierung der USA im Rahmen der Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes statt.

Handelspolitik

3.14. Februar: In Miami (Florida) beraten der
Sonderbeauftragte der amerikanischen Regie-
rung für Handelsfragen, William Brock, der ka-
nadische Außenhandelsminister, Gerald Regan,
der japanische Minister für internationalen Han-
del und Industrie, Hikosaburo Okonogi und der
Vizepräsident der Kommission, Wilhelm Hafer-
kamp, über die weltweiten protektionistischen
Tendenzen und die von den USA und Japan ge-
plante neue Runde multilateraler Verhandlun-
gen.

Soforthilfe Nordgriechenland

5. Februar: Die Kommission beschließt eine So-
forthilfe in Höhe von 350000 ECU zugunsten der
von den außergewöhnlichen Schneefällen im De-
zember 1983 in Nordgriechenland betroffenen
Gebiete.

Österreich

6. Februar: Der österreichische Vizekanzler
Norbert Steger erörtert in Brüssel mit Kommis-
sionspräsident Gaston Thorn, Vizepräsident Wil-
helm Haferkamp sowie den Kommissaren Karl-
Heinz Narjes und Paul Dalsager die gemeinsame
Ministertagung der EFTA und der Gemein-
schaft, das Handelsbilanzdefizit Österreichs und
Verkehrsfragen.

Wirtschaftspolitik

6. Februar: Der Ministerrat für Wirtschaft und
Finanzen berät auf seiner Tagung die internatio-
nale Wirtschaftslage und bereitet die OECD-
Sondertagung am 13./14. Februar vor.

Agrarpolitik

6.17. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät die Preise für landwirtschaftliche Er-
zeugnisse und flankierende Maßnahmen für das
Wirtschaftsjahr 1984/85 sowie die Anpassung der
Gemeinsamen Agrarpolitik.

Europäischer Gerichtshof

7. Februar: Die Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten der EG ernennen Marco Dar-
mon für die Zeit vom 13.2.1984 bis 6.10.1988
zum Generalanwalt am Europäischen Gerichts-
hof. Marco Darmon löst Simone Rozes ab.

Europäischer Rat

7. Februar: Der amtierende Präsident des Euro-
päischen Rates, der französische Staatspräsident
Francois Mitterrand, stattet den Niederlanden
einen offiziellen Besuch ab. Vor dem Haager
Parlament macht er konkrete Vorschläge zur Lö-
sung der EG-Krise: Schaffung eines Sekretariats
für den Europäischen Rat der Staats- und Regie-
rungschefs, Verfolgung aller europäischen Initia-
tiven zwischen den Mitgliedstaaten, die sich da-
für interessieren (zu zweit, zu dritt oder zu
sechst), Gründung einer Europäischen Raum-
fahrtgemeinschaft als Vorstufe einer europäi-
schen Verteidigung.

Entwicklungspolitik

9. Februar: Der Rat der Außenminister berät
auf seiner Tagung in Brüssel die Vorbereitung
der AKP-EWG-Ministerkonferenz.
9.110. Februar: Auf der zweiten Ministertagung
AKP-EWG in Brüssel über die Neuverhandlun-
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gen des Lome-Abkommens bleiben die strittigen
Punkte offen, insbesondere der von der EG ge-
forderte gezieltere Einsatz der Hilfsmittel und
die Respektierung der Menschenrechte.

Japan

15. Februar. In Tokio finden die halbjährlichen
Konsultationen zwischen EG und Japan statt.
Die japanische Seite erklärt sich nicht zu Konzes-
sionen im Bereich Handel gegenüber der EG be-

reit.

Europäisches Parlament

13.—17. Februar: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Mit 231 zu 31 Stimmen (bei 43 Ent-
haltungen) stimmen die Abgeordneten für den
Entwurf eines Vertrages zur Gründung einer Eu-
ropäischen Union. Königin Beatrix der Nieder-
lande unterstützt in einer Rede vor dem Parla-
ment den vorgelegten Vertragsentwurf zur Euro-
päischen Union. Der Europaminister der franzö-
sischen Regierung, Roland Dumas, beantwortet
Fragen zum irakisch-iranischen Krieg, zur Ölver-
sorgung aus der Golfregion sowie zur Lage in
Chile. Der Präsident der Kommission, Gaston
Thorn, legt dem Parlament das Programm der
Kommission für 1984 vor, das vier Schwerpunkte
aufweist: die Verminderung der Agrarausgaben,
die gemeinschaftliche Finanz- und Haushaltspoli-
tik, eine Revitalisierung der gemeinschaftlichen
Aufgaben und die Reform der Gemeinschafts-
strukturen. Außerdem werden Entschließungen
zum Nahen Osten, zur Investitionspolitik in der
Gemeinschaft, zur Konsolidierung und zum Aus-
bau des europäischen Währungssystems, zur
Schaffung eines europäischen Kapitalmarktes
und zur europäischen petrochemischen Industrie
verabschiedet sowie ein Aufruf an die Regierung
der Mitgliedsländer angenommen, die Binnen-
grenzen für Personen, Waren und Dienstleistun-
gen zügig abzubauen und eine Änderung der na-
tionalen Devisenausfuhrbestimmungen vorzu-
nehmen.

Europäischer Gerichtshof

14. Februar: Der Europäische Gerichtshof er-
klärt die Kurz- und Stichfahrten der sog. Butter-
schiffe für unzulässig.

Allgemeine Angelegenheiten

18.119. Februar: Der Rat der Außenminister
kommt in La Celle Saint Cloud bei Paris zu ei-

nem informellen Treffen zur Vorbereitung des
Europäischen Rates in Brüssel (19./20. März
1984) zusammen.

Grönland

20. Februar: Die Gemeinschaft (Rat der Außen-,
Wirtschafts- und Fischereiminister) einigt sich
mit Grönland, vertreten durch dessen Minister-
präsidenten, über die Austrittsbedingungen des
Inselreiches. Grönland wird in die Gruppe der
der Gemeinschaft assoziierten überseeischen
Länder und Gebiete aufgenommen. Den EG-
Staaten wird der Zugang zu Grönlands Fischerei-
zone für die Dauer von fünf Jahren eingeräumt.
Im Gegenzug dazu haben grönländische Erzeug-
nisse freien Zugang zum EG-Markt. Außerdem
erhält Grönland eine jährliche Finanzhilfe von
rund 60 Mio. DM (bisher durchschnittlich 35
Mio. DM). Diese Sonderregelung soll ab 1. Ja-
nuar 1985 gelten.

Allgemeine Angelegenheiten

20.121. Februar: Der Rat der Außenminister legt
für den Agrarbereich das Mandat der Kommis-
sion für die Beitrittsverhandlungen mit Spanien
fest. Es zielt auf eine Übergangsfrist von sieben
bis zehn Jahren bis zur agrarischen Vollmitglied-
schaft ab. Weitere Beratungsthemen sind die
Vorbereitung des Europäischen Rates in Brüssel
und die künftigen Beziehungen zu Grönland.

Israel

20.121. Februar: In Brüssel tagt der Koopera-
tionsrat EWG-Israel.

Spanien

21. Februar: In Brüssel findet die 19. Ministerta-
gung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit
Spanien statt.

Europäischer Rat

21. Februar: Der amtierende Präsident des Eu-
ropäischen Rates, der französische Staatspräsi-
dent Francois Mitterrand, führt morgens mit der
italienischen Regierung in Mailand und nachmit-
tags mit der irischen Regierung in Dublin Ge-
spräche zum Thema Europa.

Ecuador

21. Februar: Der Präsident der Kommission Ga-
ston Thorn und Vizepräsident Wilhelm Hafer-
kamp empfangen den ecuadorianischen Außen-
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Februar—März

minister Louis Valencia Rodriquez, der im Auf-
trag des Staatspräsidenten von Ecuador, Osvaldo
Hurtado, der EG die „Erklärung von Quito",
das heißt den lateinamerikanischen Standpunkt
zur Weltwirtschaftskrise und deren Auswirkun-
gen, zur Kenntnis bringt.

Zypern

23.124. Februar: In Nicosia führt eine Delega-
tion hoher Beamter der Kommission mit der zy-
priotischen Regierung Gespräch über die Schaf-
fung einer Zollunion.

Pakistan

25. Februar. In Islamabad findet die 8. Tagung
des gemischten Ausschusses EWG/Pakistan
statt.

EPZ

27. Februar: Im Rahmen der EPZ findet in Paris
ein informelles Treffen des Rates der Außenmi-
nister statt. Sie beraten über die Lage in Liban-
on, den irakisch-iranischen Krieg, das südliche
Afrika, Mittelamerika, Argentinien und die Ost-
West-Beziehungen .

Agrarpolitik

27.128. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister berät auf seiner Tagung die Festsetzung
der Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse
und flankierende Maßnahmen sowie Vorschläge
zur Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik.

Forschung und Technologie

28. Februar: Der Ministerrat für Forschung und
Technologie einigt sich nach fast zwei Jahren
Diskussion auf das bisher umfangreichste Elek-
tronikforschungsprogramm, das Projekt
ESPRIT, für 1984-1989. Die Gesamtdotierung
beträgt 3,4 Mrd. DM.

Wirtschaftspolitik

29. Februar: Die Kommission beschließt, die
Mindestpreise für Stahlerzeugnisse ab 1. April
um 9 ECU pro Tonne anzuheben.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

29. Februar/1. März: Der Wirtschafts- und So-
zialausschuß tritt zu seiner 215. Plenartagung zu-
sammen, um landwirtschaftliche Themen mit
dem Kommissar Paul Dalsager zu beraten.

März

Umweltschutzpolitik

7. März: Der Ministerrat für Umweltschutz be-
müht sich auf seiner Tagung in Brüssel um EG-
Richtlinien für grenzüberschreitende Giftmüll-
transporte. Außerdem werden Verordnungen
zur Bekämpfung der Luftverunreinigung durch
Industrieanlagen sowie zu gemeinschaftlichen
Umweltaktionen verabschiedet.

Soforthilfe Mosambik

7. März: Die Kommission beschließt aufgrund
der verheerenden Katastrophen-Situation (Dür-
re, Wirbelsturm) eine neue Soforthilfe in Höhe
von 1,3 Mio. ECU für Mosambik.

Liberia

1. März: Eine von Außenminister Ernest East-
mann geleitete Ministerdelegation Liberias führt
in Brüssel Gespräche mit Kommissionsvizepräsi-
dent Etienne Davignon und Kommissar Edgard
Pisani über die schwerwiegenden Wirtschafts-
und Finanzprobleme, denen Liberia gegenüber-
steht.

Umweltschutzpolitik

1.12. März: Auf Initiative des Europarates findet
in Bacelona ein Kolloquium über „Umwelt und
Beschäftigung" statt.

Jordanien

2.-4. März: Der Präsident der Kommission Ga-
ston Thorn führt in Jordanien Gespräche mit Kö-
nig Hussein, Prinz Hassan und Mitgliedern der
jordanischen Regierung über die bilateralen Be-
ziehungen im Rahmen des Kooperationsabkom-
men EG-Jordanien sowie über die wichtigsten
aktuellen Ereignisse.

Tourismus

3.-9. März: Die Gemeinschaft veranstaltet in
Berlin eine internationale Tourismusbörse, an
der auch die AKP-Staaten teilnehmen.

Ägypten

4.-6. März: Der Präsident der Kommission,
Gaston Thorn, führt in Ägypten Gespräche mit
Präsident Hosni Mubarak und mit Mitgliedern
der Regierung und des ägyptischen Parlaments
über die Durchführung des Kooperationsabkom-
mens sowie über die Probleme im Nahen Osten:
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Thorn spricht sich für eine Wiederaufnahme des
europäisch-arabischen Dialogs ohne Vorbedin-
gungen aus.

Entwicklungspolitik

5. März: St. Christopher-Nevis, ein ehemaliges
britisches Gebiet im karibischen Raum, wird 64.
AKP-Staat.

Agrarpolitik

5.16. März: Der Rat der Landwirtschaftsminister
berät in Brüssel das Preispaket 1984/85 sowie ei-
ne Umstellung des Grenzausgleichs. Keine Eini-
gung wird in der Frage der Festsetzung der Preise
für landwirtschaftliche Erzeugnisse, der flankie-
renden Maßnahmen und bei der Anpassung der
Gemeinsamen Agrarpolitik erreicht.

Fischereipolitik

8. März: Die Kommission zeigt sich besorgt
über den Fischereikonflikt zwischen Frankreich
und Spanien, kann aber nicht eingreifen, da ge-
mäß EG-Fischereiordnung allein die Mitglied-
staaten für die Einhaltung der Vorschriften in ih-
ren Gewässern zuständig sind.

Sozialpolitik

8. März: Bei einem informellen Treffen in Paris
erörtert der Rat der Arbeitsminister zum ersten-
mal die Arbeistlosigkeit bei Frauen und Fragen
der Gleichberechtigung von Mann und Frau.

Binnenmarkt

8. März: Der Ministerrat für Binnenmarktpoli-
tik berät auf seiner Tagung Fragen des grenz-
überschreitenden Binnenverkehrs, über das neue
Gemeinschaftsinstrument zur Handelspolitik
und über die Beseitigung technischer Handels-
hemmnisse.

Europawahl

8. März: In Luxemburg stellt der Bund der So-
zialdemokratischen Parteien der EG sein Mani-
fest für die Wahlen zum Europäischen Parlament
im Juni vor. Er fordert ein europäisches Pro-
gramm zur Beschäftigungspolitik, die Unterstüt-
zung benachteiligter Gruppen sowie den Aufbau
einer gemeinsamen Industrie-, Forschungs- und
Technologiepolitik.

Agrarpolitik

11.-13. März: Der Rat der Landwirtschaftsmi-

nister setzt bei seiner Tagung in Brüssel die Prei-
se für landwirtschaftliche Erzeugnisse fest, trifft
flankierende Maßnahmen und erörtert Vorschlä-
ge zur Anpassung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik. Er einigt sich auf eine Quotenregelung für
die Milchproduktion während der nächsten fünf
Jahre, vorbehaltlich einer Gesamtanpassung der
EG-Agrarpolitik. Unter den gleichen Vorausset-
zungen kommt es zu einer Einigung über den
Abbau des deutschen Grenzausgleichs.

*> Europäisches Währungssystem

12. März: Anläßlich des 5. Jahrestages der Ein-
führung des EWS stellt der Ministerrat für Wirt-
schaft und Finanzen in Brüssel fest, das Haupt-
ziel, nämlich eine engere währungspolitische Zu-
sammenarbeit und damit eine stabile europäi-
sche Währungszone sei erreicht worden.

Allgemeine Angelegenheiten

12.113. März: Der Rat der Außenminister ver-
längert das seit Ende 1983 überfällige Koks-Koh-
le-Beihilfe-System um drei Jahre. Außerdem
werden die Tagung des Europäischen Rates in
Brüssel vorbereitet, der Beitritt Portugals zur
Gemeinschaft und ein neues Handelsinstrument
beraten.

Europäisches Parlament

12.—16. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten verabschieden Ent-
schließungen zu den Gemeinschaftsfinanzen, be-
sonders im Hinblick auf die Frage der britischen
und der deutschen Beiträge, sowie zur gemeinsa-
men Agrarpolitik. Weitere Beratungsthemen
sind u.a. die europäische Verkehrs-Infrastruk-
turplanung, ein Mehr Jahresprogramm für Stra-
ßensicherheit, der Abbau der Binnengrenzen,
die Zusammenarbeit der Hochschulen, die Be-
seitigung radioaktiver Abfälle, die Bewirtschaf-
tung von Abfallstoffen, der Beitritt Spaniens und
der Aufbau einer Wiederverwertungsindustrie.
Außerdem wird ein Bericht über die Destabili-
sierungstätigkeit östlicher Geheimdienste in der
Gemeinschaft und der westlichen Welt angenom-
men.

Portugal

13. März: In Brüssel findet die 17. Ministerta-
gung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit
Portugal statt.
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März

Grönland

13. März: In Brüsel wird der Vertrag zur Ände-
rung der Verträge zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft bezüglich der Mitgliedschaft
Grönlands in der Gemeinschaft sowie eines Fi-
schereiabkommens zwischen der EG und Grön-
land unterzeichnet. Demzufolge tritt Grönland
aus der EG aus und erhält den Status eines über-
seeischen Landes oder Gebietes (ÜLG).

Tunesien

14.—16. März: Kommissar Edgard Pisani führt
in Tunesien Gespräche mit dem Präsidenten der
tunesischen Republik, Habib Mohamed M'Zali,
über finanzielle und technische Zusammenarbeit
zwischen Tunesien und der Gemeinschaft.

Bundesrepublik Deutschland

16. März: Die Europakommission des Deut-
schen Bundestages stattet dem Europäischen
Parlament in Straßburg einen Besuch ab. Die
Kommission, die sich aus elf Bundestagsabge-
ordneten und elf Europaparlamentariern zusam-
mensetzt, ist das erste Verbindungsgremium die-
ser Art in der EG.

Agrarpolitik

16.117. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt seine Tagung vom 11. —13. März fort
und trifft bedingte Entscheidungen über die
Agrarpreise 1984/85 und die Berechnungsmetho-
den für den Grenzausgleich.

Europäischer Rat

19.120. März: Ohne Ergebnisse in den umstritte-
nen Fragen wie Agrarpolitik und Finanzierung
der EG verlaufen die Beratungen des Europäi-
schen Rates in Brüssel. Ausschlaggebend für das
Scheitern des Gipfels sind die unnachgiebige
Haltung der britischen Premierministerin, Mar-
garet Thatcher, in der Beitragsfrage sowie die iri-
schen Vorbehalte gegen die schon vereinbarte
Lösung der Milchprobleme. In vielen anderen
Punkten konnte aber Übereinstimmung erzielt
werden, so bei der Kontrolle des EG-Haushalts,
den Ergebnissen des Agrarrates, der Erhöhung
des EG-Anteils am Mehrwertsteueraufkommen
und einer Anzahl „neuer Politiken" (gemeinsa-
me Transportpolitik, Vereinfachung der Zollab-
fertigung, Zusammenarbeit für den Weltraum,
Sprachunterricht, Harmonisierung von Normen,

Eröffnung von Verhandlungen mit den USA
über den Import von Substitutionsprodukten).

Allgemeine Angelegenheiten

20. März: Bei einem informellen Treffen in
Brüssel berät der Rat der Außenminister im An-
schluß an den Europäischen Rat im Gemein-
schaftsinteresse liegende Sondermaßnahmen zu-
gunsten des Vereinigten Königreiches und der
Bundesrepublik Deutschland.

Australien

20.121. März: In Canberra finden Konsultatio-
nen auf Ministerebene zwischen der Kommission
und Australien statt.

Binnenmarkt

21. März: In Brüssel findet eine einleitende
Sachverständigen-Sitzung zur Einführung einer
regelmäßigen technischen Überwachung der Per-
sonenkraftwagen statt.

Sozialpolitik

21.—23. März: Die Kommission veranstaltet ei-
ne „Werkstattkonferenz" über die Beschäftigung
von Behinderten.

Verkehrspolitik

22. März: Der Rat der Verkehrsminister be-
schließt in Brüssel Erleichterungen für die
Grenzabfertigung im Güterverkehr. So sollen
u.a. die wichtigsten Übergänge ab 1. Januar 1985
rund um die Uhr geöffnet sein.

Wirtschaftspolitik

23. März: Der Beratende Ausschuß EGKS hält
seine 241. Sitzung ab. Er prüft das Vorausschät-
zungsprogramm Stahl für das zweite Quartal
1984, die Regelung für die Beihilfen an die Ei-
sen- und Stahlindustrie und verabschiedet zwei
Entschließungen zur EGKS-Sozialforschung und
zur Umweltpolitik.

Europäischer Gerichtshof

26. März: Die Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten der EG ernennen Rene Joliet für
den zurückgetretenen Josse Mertens de Wilmars
für die Zeit vom 10.4.1984 bis zum 6.10.1985
zum Richter am Europäischen Gerichtshof. Lord
Mackenzie Stuart wurde anstelle Mertens de
Wilmars zum Präsidenten ernannt.
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Spanien

26. März: Kommissionspräsident Gaston Thorn
erläutert in Madrid die Haltung seiner Institution
zum EG-Beitritt Spaniens nach dem Scheitern
des Brüsseler Gipfels.

Agrarpolitik

26.127. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster vertagt sich auf den 30. März, nachdem er
die Agrarpreise 1984/85, die Anpassung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik und die Anwendung der
Milchmarktkontrolle auf Irland beraten hat.

Europäisches Parlament

26.—30. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beraten über die Ver-
staatlichungen in Frankreich, über den Wirt-
schaftsaufschwung, über wirtschaftliche Konver-
genzen und den Europäischen Rat in Brüssel. Sie
verabschieden Entschließungen zu einem „Plan
für den wirtschaftlichen Wiederaufschwung",
zum Europäischen Fernsehen, zum Vertrieb
neuer Informationsmittel, zur Förderung von Er-
findern, zur Errichtung einer Gemeinschaftsbi-
bliothek, zur Gründung einer euro-arabischen
Universität, zur Schaffung eines Hochschulinsti-
tuts für euro-afrikanische Studien in Italien, zur
Lage in Nordirland, zur Einbringung von radio-
aktiven Abfällen ins Meer, zur Gaspolitik der
Gemeinschaft, zum integrierten Mittelmeerpro-
gramm und zum ersten Teil des Mehrjahrespro-
gramms auf dem Gebiet der Datenverarbeitung
für 1984—86. Außerdem geben sie eine befür-
wortende Stellungnahme zu den von der Kom-
mission vorgeschlagenen Leitlinien für die Ver-
waltung des Europäischen Sozialfonds während
des Haushaltsjahres 1984-86 ab.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

27. März: Auf einer Sondersitzung des Rates
der Außenminister in Brüssel verlaufen die
Kompromißbemühungen in der Frage einer Ver-
ringerung der britischen Beitragszahlungen er-
folglos, so daß auch der übrige Teil des Entwurfs
der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates
nicht verabschiedet werden kann. Beraten wird,
wie nach dem Scheitern des Brüsseler Gipfels
hinsichtlich des ,Stuttgarter Pakets' verfahren
werden soll. Die Minister verabschieden EPZ-
Erklärungen über die Ost-West-Beziehungen,
den Nahen Osten, den iranisch-irakischen Krieg,
Lateinamerika und Zypern.

Wirtschaftspolitik

28. März: Die Kommission genehmigt die Zah-
lung von Beihilfen an Cockerill-Sambre durch
die belgische Regierung, ebenso die Zahlung von
Beihilfen deutscher Behörden an die Stahlwerke
Hösch & Peine, Salzgitter.

Vereinigtes Königreich

28. März: Die britische Regierung beschließt,
die von der EG-Kommission als Vorschuß auf
Großbritanniens Anteil an der EG-Finanzierung
angeforderten Zahlung von 100 Mio. £ (ca. 380
Mio. DM) nicht zu leisten. London reagiert da-
mit auf die Weigerung des Europäischen Rates
von Brüssel, den britischen Nettobeitrag zum
EG-Haushalt zu ermäßigen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

28.129. März: Der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß kommt in Brüssel zu seiner 216. Plenarta-
gung zusammen. Der Ausschuß gibt mehrere
Stellungnahmen insbesondere zu Agrarproble-
men, dem Welthandel, dem neuen Gemein-
schaftsinstrument (NGI) und der Reform des
Regionalfonds ab.

Kulturpolitik

29.—31. März: In Venedig findet ein Kollo-
quium über das Thema „Gibt es eine kulturelle
Identität Europas?" statt, das unter der Schirm-
herrschaft des Präsidenten des EP, Pieter Dan-
kert, und des Präsidenten der Kommission, Ga-
ston Thorn, steht.

Haushaltspolitik

30. März: Die EG-Kommission verzichtet -
nach nochmaliger Überprüfung der Finanzsitua-
tion der EG — auf Vorauszahlungen der Mit-
gliedsländer an die EG-Kasse.

Agrarpolitik

30.131. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt seine Tagung vom 26./27'. März fort und
beschließt — nach 18 Stunden Verhandlung ohne
Unterbrechung — den Einstieg in die „Wende
der Agrarpolitik" der Gemeinschaft. Der Rat be-
stätigt die bisher nur bedingt gefaßten Beschlüs-
se. Für das Wirtschaftsjahr 1984/85 werden die
Preise für Agrarprodukte festgesetzt (durch-
schnittliche Verringerung um 0,5 %). Die unbe-
grenzte Abnahmegarantie macht festgelegten
Garantiemengen bei bestimmten Produkten
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März—April

Platz. Gleichzeitig wird beschlossen, den deut-
schen Grenzausgleich in drei Etappen zu beseiti-
gen. Außerdem wird das System der Garantie-
schwellen bestätigt bzw. ausgeweitet und die
Milchproduktion mit Ausnahme für Irland ver-
ringert.

April

Binnenmarkt/Haushaltspolitik

2. April: Der Ministerrat für Wirtschaft und Fi-
nanzen einigt sich in Luxemburg auf eine Anhe-
bung der Freigrenze für Mitbringsel von derzeit
DM 500,- auf ca. DM 630,- (280 ECU). Die
Regelung soll ab 1. Juli 1984 in Kraft treten. Für
Irland, Griechenland und Dänemark gelten Son-
derregelungen. Es wird keine Einigung in der
Frage der Ausgleichszahlungen an Großbritan-
nien erzielt.

Europawahlen

2. —4. April: In Rom tagt der Kongreß der in der
EVP zusammengeschlossenen christlich-demo-
kratischen und konservativen Parteien der EG.
Es wird ein Aktionsprogramm sowie ein Mani-
fest zu den bevorstehenden Wahlen zum EP an-
genommen.

Wirtschaftspolitik

3.-14. Apri: In Genf hält die Wirtschaftskom-
mission für Europa (ECE) ihre 38. Jahrestagung.

Sozialpolitik

5. April: In Paris finden informelle Beratungen
des Rates der Sozialminister über den Rückgang
der Bevölkerungszahlen in der Gemeinschaft,
die Arbeitszeit und die Sozialversicherung statt.

Energiepolitik

9. April: Das europäische Kernfusionsprojekt
JET (Joint European Torus) wird in Culham bei
Oxford von Königin Elizabeth II. eingeweiht.

EFTA

9. April: Anläßlich des 12jährigen Bestehens des
Freihandelsabkommens EG/EFTA treffen sich
in Luxemburg zum erstenmal die Außenminister
der zehn EG-Länder und der sieben EFTA-Staa-
ten (Finnland, Island, Norwegen, Österreich,
Portugal, Schweden und Schweiz). In der ge-
meinsamen Schlußerklärung heben die Minister
die Bedeutung der geschaffenen Beziehungen

hervor und sprechen sich für weitere Schritte ge-
gen protektionistische Tendenzen aus. Weitere
Konsultationen und Kontakte sollen die Zusam-
menarbeit bei der Harmonisierung von Indu-
strienormen, bei der Forschungs- und Technolo-
giepolitik sowie bei Wirtschaftsfragen vertiefen.

EPZ

9. April: Die Außenminister der EG treffen sich
zu einem informellen Gespräch im Rahmen der
EPZ in Luxemburg. Hauptberatungsthemen sind
u.a. die Ost-West-Beziehungen, der Nahe
Osten, das südliche Afrika und Lateinamerika.
Die Minister heben in einer Erklärung ihre Be-
reitschaft zum fortgesetzten Dialog mit dem
Warschauer Pakt hervor. In einer weiteren Er-
klärung verurteilen die Minister Chile wegen der
Todesfälle bei den jüngsten Unruhen und for-
dern die chilenische Regierung auf, den Dialog
mit den demokratischen Oppositionskräften im
Lande aufzunehmen.

Allgemeine Angelegenheiten

9.110. April: Der Rat der Außenminister einigt
sich in Luxemburg nicht in der Frage des briti-
schen Beitrages zum EG-Haushalt. Weitere Be-
ratungsthemen sind u.a. der Beitritt Portugals
und Spaniens zur EG, die Mittelmeerpolitik der
erweiterten Gemeinschaft und die Folgemaßnah-
men nach dem Europäischen Rat in Brüssel.

Europarat

9.—11. April: Auf der ersten Konferenz des Eu-
roparates zum Nord-Süd-Dialog in Lissabon be-
raten die Teilnehmer aus 30 europäischen und
außereuropäischen Ländern über die Beziehun-
gen zwischen Europa und der Dritten Welt sowie
über die Rolle, die Europa bei der Wiederbele-
bung des Dialogs zukommt. In der Schlußerklä-
rung fordern die Teilnehmer die europäischen
Länder zur substantiellen Erhöhung ihrer finan-
ziellen Zuwendungen an multilaterale Hilfsorga-
nisationen, zum Abbau der protektionistischen
Maßnahmen und zur Öffnung der europäischen
Märkte für Produkte aus der Dritten Welt auf.

Europäisches Parlament

9.-13. April: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Mit 156 zu 67 Stimmen (bei acht Enthal-
tungen) nehmen die Abgeordneten eine Ent-
schließung zu den gemeinsamen europäischen
Interessen, Risiken und Bedürfnissen im Bereich
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der Sicherheit an. Das Parlament fordert den Rat
der Außenminister auf, im Rahmen der EPZ ei-
ne Bestandsaufnahme der europäischen Sicher-
heitsinteressen durchzuführen und in der Nato
einen gemeinsamen europäischen Standpunkt zu
vertreten. Das im Juni neu zu wählende EP soll
einen Unterausschuß für Sicherheitsfragen ein-
richten. Die Abgeordneten verabschieden weite-
re Entschließungen zu den Unruhen in Chile, zu
den Reisebeschränkungen für Urlaubsreisende
innerhalb der Gemeinschaft, zu der Notwendig-
keit der Verwirklichung des europäischen Bin-
nenmarktes, über die Verbreitung der Sprachen
in der Gemeinschaft, über die Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen mit China, über eine ver-
stärkte Zusammenarbeit mit den nordischen
Staaten, über den Abbau von Handelshemmnis-
sen zwischen der EG und der EFTA und zur La-
ge im Libanon. Das Parlament ratifiziert das
Kooperationsabkommen zwischen der Europäi-
schen Gemeinschaft und dem Andenpakt.

Spanien

10. April: In Luxemburg findet die 20. Minister-
tagung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
mit Spanien statt.

Europäischer Gerichtshof

10. April: Der Gerichtshof der EG hebt die
„Entschließung von Hassel" auf, mit der das EP
eine Aufteilung seines Generalsekretariates auf
die Arbeitsorte Brüssel und Straßburg - und da-
mit einen teilweisen Abzug aus Luxemburg —
angestrebt hatte. Luxemburg hatte gegen die
Maßnahme des EP geklagt. Außerdem entschei-
det er, daß Frauen, die im Berufsleben gegen-
über Männern diskriminiert wurden, eine Ent-
schädigung zusteht.

Umweltschutzpolitik

12. April: Die Kommission legt dem Minsterrat
für Umweltschutz ein Umweltschutzprogramm
für die EG-Länder des Mittelmeerraumes (Ita-
lien, Frankreich, Griechenland) vor.

Japan

16. -20. April: Eine Delegation der Kommission
besucht Japan und fordert eine größere Öffnung
des japanischen Marktes.

Europarat

24.-27. April: In Athen tagt die 4. Konferenz

der für den Umweltschutz zuständigen Minister
der Mitgliedstaaten des Europarates. Hauptbe-
ratungsthemen sind u.a. der Schutz der Flüsse,
Seen und Küsten sowie der Tier- und Pflanzenar-
ten und das Verhältnis zwischen Umweltschutz
und Wirtschaftspolitik.

EPZ

26. April: In Brüssel trifft eine Ministerdelega-
tion der arabischen Liga unter Leitung des jorda-
nischen Außenministers mit dem belgischen Pre-
mierminister, Wilfried Martens, zusammen und
fordert die EG-Staaten auf, sich in Teheran da-
für einzusetzen, daß der Iran seinen Widerstand
gegen Friedensverhandlungen mit dem Irak auf-
gibt.

Mai

Neuseeland

2. Mai: Der neuseeländische Minister für Aus-
wärtige Angelegenheiten und Außenhandel,
Warren Cooper, führt in Brüssel Gespräche mit
Vizepräsident Wilhelm Haferkamp und Kom-
missar Poul Dalsager.

Entwicklungspolitik

2. Mai: Der Minsterrat für Auswärtige Angele-
genheiten bereitet auf seiner Sitzung in Suava
(Fidschi) die 9. ordentliche Tagung des Minster-
rates AKP/EWG und die 3. Ministerkonferenz
AKP-EWG vom 3 . -5 . Mai vor. Diese Konfe-
renzen tagen im Rahmen der Verhandlungen
zwischen der EG und den AKP-Staaten über den
Folge-Vertrag des 2. Lome-Abkommens, das
Ende Februar 1985 ausläuft. Zwei Punkte wer-
den als besonders wichtig betont: die Einbezie-
hung der Menschenrechtsklausel in den neuen
Vertrag und die Basis der künftigen Zusammen-
arbeit, für die von der EG-Kommission ein „poli-
tischer Dialog" vorgeschlagen wurde.

Europäisches Parlament

3. Mai: Der Präsident des EP, Pieter Dankert,
stattet dem Deutschen Bundestag einen Besuch
ab und übergibt den Vertragsentwurf des EP zur
Gründung einer Europäischen Union.

Österreich

3.14. Mai: Der Vizepräsident der Kommission,
Wilhelm Haferkamp, führt in Österreich Ge-
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Mai

sprach mit Bundespräsident Rudolf Kirchschlä-
ger, Bundeskanzler Fred Sinowatz, Vizekanzler
Norbert Steger, Außenminsiter Erwin Lanc und
Verkehrsminister Karl Lausecker.

Indonesien

3.-6. Mai: Der Präsident der Kommission, Ga-
ston Thorn, hält sich zu einem offziellen Besuch
in Indonesien auf und führt Gespräch mit Staats-
präsident Suharto und anderen Regierungsmit-
gliedern.

Indien

5.-7. Mai: In Neu Delhi findet die 3. Tagung
des Gemischten Ausschusses EWG-Indien auf
Minsterebene statt.

Agrarpolitik

7. —8. Mai: Auf seiner Tagung berät der Rat der
Landwirtschaftsminister u.a. über die Struktur-
politik und den gemeinschaftlichen Besitzstand.

Schweiz

7.18. Mai: Der Vizepräsident der Kommission,
Wilhelm Haferkamp, führt in der Schweiz Ge-
spräche mit Regierungsvertretern.

Südkorea

7.-9. Mai: Der Präsident der Kommission, Ga-
ston Thorn, hält sich zu einem ersten offiziellen
Besuch in der Republik Südkorea auf und führt
Gespräche mit Chun-Doo-Hwau und anderen
Regierungsmitgliedern.

Europarat

7.-11. Mai: Die Parlamentarische Versamm-
lung des Europarates tagt in Straßburg. Mit 91 zu
50 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) spricht sich
die Versammlung für die Zulassung der türki-
schen Delegation aus. In seiner Rede vor der
Versammlung erläutert der portugiesische
Staatspräsident, Antonio Ramalho Eanes, die
Rolle Portugals in der europäischen Politik. Die
Versammlung wählt den Spanier Marcelino Ore-
ja Aguirre zum neuen Generalsekretär.

Rechnungshof der EG

9.110. Mai: Trotz der Kritik an der Verwaltung
der für Entwicklungshilfe bereitgestellten Mittel
der EG durch die Europäische Investitionsbank,
genehmigt der Rechnungshof den betreffenden
Sonderbericht.

Japan

9.—12. Mai: Der Präsident der Kommission,
Gaston Thorn, hält sich zu einem Staatsbesuch in
Japan auf, wo er vom Kaiser, vom Ministerpräsi-
denten Yasuhiro Nakasone, Mitgliedern der Re-
gierung, des Parlaments, von japanischen und
europäischen Vertretern der Wirtschaft sowie
Vertretern der Jugend und der Presse empfangen
wird. Er fordert Japan auf, die Öffnung seines
Importmarktes nicht allein den USA zugute
kommen zu lassen.

Verkehrspolitik

10. Mai: Auf seiner Tagung nimmt der Rat der
Verkehrsminister das Verkehrsinfrastruktur-
programm an und berät u.a. über das Gemein-
schaftskontingent für den Güterkraftverkehr und
die Zusammenarbeit im Eisenbahnwesen.

* Wirtschaftpolitik/EWS

12.113. Mai: Bei einem informellen Treffen des
Ministerrates für Wirtschaft und Finanzen in
Rambouillet wird über die Entwicklung des Dol-
lars, der Zinsen, über die Schulden in der Dritten
Welt, den internationalen Währungsfonds und
über das Europäische Währungssystem beraten.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

14.115. Mai: Der Rat der Außenminister be-
schäftigt sich auf seiner Sitzung in Brüssel mit
dem Haushalt der EG. Uneinigkeit besteht dar-
über, wie die Ausgaben eingeschränkt werden
sollen. Am Einspruch Dänemarks scheitert ein
Beschluß, über Erleichterungen für den grenz-
überschreitenden Personenverkehr in der EG.
Angenommen wird die Anpassung an den ge-
meinschaftlichen Besitzstand bei Obst und Ge-
müse. Weitere Verhandlungsthemen sind u.a.
der Beitritt Portugals zur EG, der Abbau techni-
scher Handelshemmnisse und die EG-AKP-Ver-
handlungen. Am Rande der Tagung des Mini-
sterrates treffen sich die Außenminister zu einer
informellen Zusammenkunft im Rahmen der
EPZ. Hauptberatungsthemen sind u.a. der Eu-
ropäische Rat in Fontainebleau, die Zusammen-
setzung der nächsten EG-Kommission, die
OECD und die Terrorismusbekämpfung. In ei-
ner Erklärung zu Afghanistan wird die Sowjet-
union aufgefordert, ihre Truppen abzuziehen.
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Japan

75. Mai: In Brüssel findet ein erstes Gespräch
zwischen japanischen Ministern und der Kom-
mission statt. Die japanische Seite bestätigt, daß
Japan seine Beziehungen zur Gemeinschaft in-
tensivieren wolle und entschlossen sei, die Maß-
nahmen zur Öffnung des japanischen Marktes
fortzusetzen.

Portugal

15. Mai: In Brüssel findet die 18. Ministertagung
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit Por-
tugal statt.

Umweltschutzpolitik

17. Mai: Die Kommission unterbreitet einen
Richtlinienvorschlag über die EG-weite Fest-
schreibung der Bonner Vorgabe über bleifreies
Benzin. Bleifreies Benzin soll ab 1986 an den
Zapfsäulen der Gemeinschaft angeboten wer-
den, Bleifrei-Zwang ab 1989 für neu zugelassene
Fahrzeuge bestehen.

Wirtschaftspolitik

17. Mai: Der Beratende Ausschuß der EGKS
tritt in Luxemburg zusammen. U.a. werden die
Allgemeinen Ziele Stahl 1986 erörtert sowie die
Umstrukturierung und der Beihilfecode in der
Eisen-Stahl-Industrie.

Marokko

17.118. Mai: Kommissar Edgard Pisani führt in
Marokko Gespräche mit König Hassan II. und
verschiedenen Regierungsvertretern.

Forschung und Technologie

18. Mai: Der Rat der Industrieminister kommt
zu einem informellen Treffen in Paris zusammen,
um über Telekommunikation und Biotechnolo-
gie zu beraten.

Binnenmarkt

18. Mai: Das für Binnenmarkt zuständige Kom-
missionsmitglied Karl-Heinz Narjes fordert bei
einem Besuch der Grenzkontrollstelle am Bren-
ner-Paß, der Ministerrat für Binnenmarktpolitik
solle unverzüglich die Einführung eines einheitli-
chen Zolldokuments, die Verlagerung der Mehr-
wertsteuererhebung von den Grenzübergängen
ins Inland sowie die Lockerung der Personen-
kontrollen beschließen.

Europäisches Parlament

21.—25. Mai: Letzte Sitzungswoche des EP in
seiner ersten direkt gewählten Legislaturperiode.
Der französische Staatspräsident und amtierende
Ratspräsident, Francois Mitterrand, spricht sich
vor dem Parlament für die Weiterenwicklung der
Europäischen Gemeinschaft zur Europäischen
Union aus. In einer Entschließung zur Men-
schenrechtspolitik der Gemeinschaft fordert das
EP den Ministerrat für Auswärtige Angelegen-
heiten auf, die Frage der Menschenrechte in die
EPZ einzubeziehen sowie ein Mitglied der Kom-
mission mit der Frage der Menschenrechte zu be-
trauen. Hilfe aus dem Gemeinschaftsfonds soll
an die Beachtung der Menschenrechte geknüpft
werden. In einer Entschließung zu Namibia
spricht sich das Parlament für die Unabhängig-
keit im Rahmen der Vorschläge der Vereinten
Nationen aus. In bezug auf den Golfkrieg emp-
fiehlt das Parlament, alle Waffenlieferungen an
Irak und Iran einzustellen. Es verurteilt die Vor-
fälle im Zusammenhang mit der libyschen Bot-
schaft in London und verabschiedet weitere Ent-
schließungen zu Afghanistan, Argentinien, Chile
und der Türkei.

Energiepolitik

22. Mai: Der Ministerrat für Energiefragen be-
rät auf seiner Tagung u.a. über Erdgas, Ölver-
sorgung aus den Golfregionen und über die ge-
meinsame Energiepolitik.

Binnenmarkt

23. Mai: Die Kommission genehmigt ein Grün-
buch über die Errichtung des Gemeinsamen
Marktes für den Rundfunk, insbesondere über
Satellit und Kabel.

Haushaltspolitik

23. Mai: Der Vizepräsident der Kommission,
Christopher Tugendhat, zuständig für Haushalts-
fragen, präsentiert dem EP den Haushaltsent-
wurf für 1985. Die Zahlungsermächtigungen
sollen einen Umfang von 28,104 Mrd. ECU
haben, von denen ca. 69 % auf den Garantie-
anteil des Agrarfonds entfallen würden. 30,228
Mrd. ECU sind für Verpflichtungen veran-
schlagt. Der Haushaltsentwurf übersteigt
die zu erwartenden Einnahmen um 1,913 Mrd.
ECU.
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Mai—Juni

Wirtschafts- und Sozialausschuß

23.124. Mai: Der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß tritt zu seiner 217. Plenartagung zusam-
men und verabschiedet Stellungnahmen zur
Frauenarbeitslosigkeit und über eine Gemein-
schaftsaktion zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit. Außerdem nimmt er zum 8. Jahresbericht
über die Tätigkeit des Europäischen Fonds für
Regionalentwicklung (EFRE) befürwortend
Stellung, genauso wie zum integrierten Mittel-
meerprogramm.

Europäisches Hochschulinstitut

24.125. Mai: Auf seiner Sitzung bestätigt der
oberste Rat des Europäischen Hochschulinstituts
in Florenz Prof. Werner Maihofer für die Zeit
vom 1.10.1984 bis zum 30.9.1987 in seinem Amt
als Präsident des Instituts.

Fischereipolitik

24.125. Mai: Der Ministerrat für Fischereipolitik
einigt sich auf seiner Tagung auf die vorläufigen
Fangquoten für Hering in der Nordsee und erör-
tert die Fischereibeziehungen zu den USA und
zu bestimmten Drittländern.

Außenbeziehungen

25. —27. Mai: Der Rat der Außenminister trifft
sich zu einem informellen Treffen in Salon de
Provence und berät die Ost-West-Beziehungen,
die Lage am Persischen Golf, über Polen, über
Mittelamerika und die Zusammensetzung der
künftigen Kommission der EG.

Sri Lanka

28.129. Mai: In Brüssel findet die 6. Tagung des
Gemischten Ausschusses EG-Sri-Lanka statt.

Finnland

28.129. Mai: Der finnische Handelsminister Jer-
nut Laine führt in Brüssel Gespräche mit den Vi-
zepräsidenten Wilhelm Haferkamp und Etienne
Davignon sowie Kommissar Frans Andriessen.

Kulturpolitik

29. Mai: In Berlin verabschiedet die Konferenz
der Europäischen Kulturminister eine europäi-
sche Kulturdeklaration, in welcher an die Regie-
rungen und Bürger appelliert wird, das kulturelle
Erbe Europas zu erhalten.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich

29. Mai: Bundeskanzler Helmut Kohl und
Staatspräsident Francois Mitterrand kündigen
zum Abschluß des 43. deutsch-französischen
Gipfeltreffens in Rambouillet eine baldige Ab-
schaffung der Grenzkontrollen zwischen beiden
Ländern an.

Europarat

29. —31. Mai: In Madrid richten auf einer Konfe-
renz die europäischen Justizminister eine ad hoc-
Arbeitsgruppe ein, die sich mit Fragen der Ter-
rorismusbekämpfung und Kriminalität befassen
soll.

Juni

9 Wirtschafts- und Währungspolitik

4. Juni: Der Ministerrat für Wirtschaft und Fi-
nanzen berät auf seiner Tagung über die Haus-
haltsdisziplin, internationale Währungs- und Fi-
nanzprobleme und den Dienstleistungsverkehr
innerhalb der Gemeinschaft.

Bildungspolitik

4. Juni: Der Rat der Bildungsminister einigt sich
in Luxemburg, den Fremdsprachenunterricht in
der Gemeinschaft zu fördern. Außerdem befaßt
sich der Rat mit den Problemen „Analphabeten-
tum" und „schulische Eingliederung von Behin-
derten".

Entwicklungspolitik

5. Juni: Der Ministerrat für Entwicklungsfragen
befaßt sich u.a. mit der langfristigen Entwicklung
der gemeinschaftlichen Hilfsmaßnahmen und mit
einer eventuellen Ablösung der Nahrungsmittel-
hilfe durch Maßnahmen im Bereich der Ernäh-
rung.

Verbraucherschutz

5. Juni: Der Ministerrat für Verbraucherschutz
berät auf seiner Tagung u.a. über irreführende
Werbung, Haftung für fehlerhafte Produkte,
Haustürgeschäfte und Angabe der Preise für an
Verbraucher verkaufte Erzeugnisse.

China

5. Juni: Der chinesische Ministerpräsident Zhao
Ziyang stattet der Kommission in Brüssel einen
offiziellen Besuch ab und führt Gespräche mit
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Präsident Gaston Thorn über die Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen der EG und China.

Wirtschaftspolitik

6. Juni: Der Beratende Ausschuß EGKS verab-
schiedet in erster Lesung das Vorausschätzungs-
programm Stahl für das dritte Quartal 1984.

Sozialpolitik

7. Juni: Der Rat der Arbeits- und Sozialminister
berät in Luxemburg eine EG-weite Arbeitszeit-
verkürzung. Er geht dabei von der Lebens- und
nicht von der Wochenarbeitszeit aus. Außerdem
nimmt der Rat eine Entschließung zur Erleichte-
rung der Personenkontrollen an den Grenzen an.

Weltwirtschaftsgipfel

7.-9. Juni: Die Staats- und Regierungschefs der
sieben wichtigsten Industrienationen der westli-
chen Welt (USA, Kanada, Bundesrepublik
Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Ita-
lien und Japan) kommen in London zum 10.
Weltwirtschaftsgipfel zusammen. Im Mittelpunkt
der Gespräche stehen Fragen des Aufschwungs
sowie der Verschuldung der Entwicklungsländer,
denen die Teilnehmer in ihrer Londoner Erklä-
rung Hilfe signalisieren.

Westeuropäische Union

12. Juni: Auf der Tagung des Rates der WEU in
Paris billigen die Minister im Grundsatz die Ab-
sicht einer Neubelebung der Organisation. Eine
Arbeitsgruppe wird beauftragt, bis zu einer Ende
Oktober in Rom geplanten gemeinsamen Ta-
gung der Außen- und Verteidigungsminister Mo-
dalitäten und Grenzen einer solchen Reaktivie-
rung zu untersuchen.

Binnenmarkt

13. Juni: Die Kommission unterbreitet dem Rat
ein umfassendes Programm zur Konsolidierung
des EG-Binnenmarktes. Es werden alle bisher
vom Rat unberücksichtigt gelassenen Vorschläge
z.B. zur Grenzabfertigung und Freizügigkeit so-
wie zum freien Kapitalverkehr aufgegriffen.

Europawahlen

14. —17. Juni: In den zehn Ländern der Europäi-
schen Gemeinschaft finden die zweiten Direkt-
wahlen zum EP statt. 59,1 % der ca. 200 Millio-
nen Wahlberechtigten gehen zu den Urnen und
bestimmten unter 4651 Kandidaten 434 Parla-

mentarier. Danach ergibt sich folgende neue
Sitzverteilung: SOZ 132 (+8), EVP 109 (-8) ,
ED 50 (-13), KOM 42 (-6) , LIB 32 (-6) , EDF
29 (+7), REG 11 (+11), ER 17 (+17), FL 2
(+2), Son. 10 (-2) .

Costa Rica

15. Juni: Der Präsident der Republik Costa Ri-
ca, Luis Alberto Monge, stattet der Kommission
einen offiziellen Besuch ab und führt Gespräche
mit Präsident Gaston Thorn und Vizepräsident
Wilhelm Haferkamp.

Europarat

18. Juni: Der jährliche Meinungsaustausch zwi-
schen dem Generalsekretariat der Kommission
und den Vertretern der Minister des Europarates
findet in Straßburg statt. Es wird festgestellt, daß
sich die Zusammenarbeit zwischen der Gemein-
schaft und dem Europarat im Laufe der letzten
Jahre vertieft hat.

Portugal

18. Juni: In Luxemburg findet die 19. Minister-
tagung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
mit Portugal statt.

Agrarpolitik

18.119. Juni: Auf seiner Tagung in Luxemburg
berät der Rat der Landwirtschaftsminister u.a.
über die Strukturpolitik.

Allgemeine Angelegenheiten

18.119. Juni: Der Rat der Außenminister berät
in Luxemburg u.a. über die Beziehungen EWG/
Jugoslawien, den Beitritt Spaniens und Portugals
sowie die Haushaltsdisziplin und die Deckung
der Haushaltsausgaben 1984 und die Vorberei-
tung des Europäischen Rates.

Westeuropäische Union

18.—21. Juni: Die Versammlung der WEU
kommt zu ihrem ersten Teil der 30. ordentlichen
Sitzungsperiode in Paris zusammen. Der Außen-
minister der Bundesrepublik Deutschland, Hans-
Dietrich Genscher, legt als Vorsitzender des Ra-
tes der WEU dessen Jahresbericht vor und geht
anschließend auf Überlegungen für eine stärkere
Nutzung der WEU ein. Die Versammlung for-
dert den Rat auf, gründlich die Bedingungen für
eine bessere Nutzung zu prüfen, dafür schlägt sie
u.a. häufigere Treffen auf Ministerebene, darun-
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Juni

ter regelmäßige Treffen der Verteidigungsmini-
ster im Rahmen der WEU, sowie eine ReoTganf-
sation der WEU-Organe vor. Weitere Empfeh-
lungen werden u.a. zu den Auswirkungen der
Lage im Nahen Osten auf die europäische Si-
cherheit, zu Rüstungskontrolle und Abrüstung
sowie zu dem Problem militärischer Nutzung des
Weltraums angenommen.

Spanien

19. Juni: In Luxemburg findet die 21. Minister-
tagung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
mit Spanien statt.

Regionalpolitik

19. Juni: In einer Konzertierungssitzung stim-
men der Rat, das EP und die Kommission der
Verordnung zur Reform des Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) zu.

Pakistan

20. Juni: Der pakistanische Außenminister, Sah-
abzada Yaqub Khan, stattet der Kommission in
Brüssel einen offiziellen Besuch ab und führt Ge-
spräche mit Vizepräsident Wilhelm Haferkamp.

Soforthilfe

21. Juni: Die Kommission beschließt eine So-
forthilfe in Höhe von insgesamt 800000 ECU für
El Salvador, Guatemala und Nicaragua.

Schweden/Norwegen

21.122. Juni: In Brüssel findet das 4. Jahrestref-
fen auf hoher Ebene zwischen der Kommission
und Schweden und Norwegen statt. Erörtert
werden u.a. die Folgemaßnahmen des EWG/EF-
TA-Ministertreffens im April in Luxemburg.

Kulturpolitik

22. Juni: Der Ministerrat für Kulturfragen erör-
tert die sozialen Aspekte gemeinschaftlicher Ak-
tionen im kulturellen Bereich, Fragen der Urhe-
berrechte und die Förderung und Entwicklung
einer europäischen Programmindustrie. Weite-
res Beratungsthema ist die Durchführung der fei-
erlichen Deklaration zur Europäischen Union.

Europäischer Rat

25.126. Juni: Auf der Tagung des Europäischen
Rates in Fontainebleu beschließen die Staats-
und Regierungschefs der EG-Mitgliedstaaten,
Großbritannien 1984 1 Mrd. ECU zurückzuer-

statten. In den folgenden drei Jahren bis 1987
" sollen % der Differenz zwischen den britischen

Beitragszahlungen an die Gemeinschaft und den
britischen Einnahmen aus der Gemeinschafts-
kasse an Großbritannien überwiesen werden.
Weitere Ergebnisse sind die Erhöhung des natio-
nalen Mehrwertsteueranteils für die Gemein-
schaft ab Januar 1986 auf 1,4 % und auf 1,6 % im
Januar 1988. Die Gipfelteilnehmer ziehen ihre
Einwände gegen die erhöhten nationalen Sub-
ventionen für deutsche Bauern zurück, außer-
dem wird beschlossen, die Verhandlungen über
den Beitritt Spaniens und Portugals zur Gemein-
schaft spätestens am 30. September 1984 abzu-
schließen. Der Rat setzt einen ad hoc-Ausschuß
ein, der Maßnahmen für Erleichterungen für die
Bürger der Gemeinschaft (u.a. Einheitsdoku-
mente für den Warenverkehr, europäischer Rei-
sepaß, allgemeine Anerkennung von Hochschul-
diplomen, europäische Münze) vorschlagen soll,
außerdem wird ein ad hoc-Ausschuß für institu-
tionelle Fragen eingerichtet.

Soforthilfe Angola

26. Juni: Die Kommission beschließt eine
Soforthilfe in Höhe von 500000 ECU zugunsten
von 200000 Vertriebenen in Angola.

Allgemeine Angelegenheiten

26. Juni: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Sitzung in Fontainebleau Vorschläge zur
Einführung von im Gemeinschaftsinteresse lie-
genden Sondermaßnahmen im Beschäftigungs-
bereich, auf dem Gebiet der Verkehrsinfrastruk-
tur und der Energiestrategie.

Fischereipolitik

26.127. Juni: In Washington paraphieren die EG
und die USA ein Rahmenabkommen, das für die
kommenden fünf Jahre die Fangtätigkeiten von
Fischereifahrzeugen aus der Gemeinschaft in den
amerikanischen Küstengewässern zuläßt.

Entwicklungspolitik

28. Juni: Der Rat der Außenminister bereitet
die 4. AKP/EWG-Verhandlungskonferenz auf
Ministerebene am 28./29. Juni vor.

Umweltschutzpolitik

28.129. Juni: Der Ministerrat für Umweltschutz-
politik akzeptiert nach 16-stündigen Beratungen
die umstrittene Seveso-Richtlinie mit strengen
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Vorschriften für den grenzüberschreitenden
Giftmülltransport. Weitere Beratungspunkte
sind u.a. die Umweltverträglichkeitsprüfung bei
bestimmten öffentlichen und privaten Vorhaben,
ein System zur Information über den Zustand
der Umwelt und der natürlichen Ressourcen in
der Gemeinschaft, der Bleigehalt von Benzin
und die Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
ländern in Umweltfragen.

Entwicklungspolitik

28.129. Juni: In Luxemburg tagt die 4. AKP/
EWG-Ministerkonferenz und berät ein neues
Handels- und Hilfsabkommen als Fortführung
des bestehenden 2. Lome-Abkommens. U.a.
werden die Zusammenarbeit im kulturellen und
sozialen Bereich, die Frage der Wanderarbeit-
nehmer und Studenten aus den AKP-Staaten
und die Zusammenarbeit im Bergbau und in der
Energiewirtschaft erörtert.

Handelspolitik

28.129. Juni: In Erbach (Bundesrepublik
Deutschland) findet ein Vierertreffen statt, an
dem der Sonderbeauftragte der amerikanischen
Regierung für Handelsfragen, William Brock,
der kanadische Außenhandelsminister, Gerald
Regan, der japanische Minister für internationa-
len Handel und Industrie, Hikosaburo Okonogi
und der Vizepräsident der Kommission, Wilhelm
Haferkamp, teilnehmen. Erörtert wird, wie den
richtungsweisenden Gedanken des Wirtschafts-
gipfels von London konkrete Form verliehen
werden kann.

Forschung und Technologie

29. Juni: Auf seiner Tagung befaßte sich der Mi-
nisterrat für Forschung und Technologie u.a. mit
Fragen der Entwicklung der gemeinschaftlichen
Forschungspolitik.

Wirtschaftspolitik

29. Juni: In Luxemburg tritt der Beratende Aus-
schuß EGKS zu seiner 243. Sitzung zusammen
und erörtert u.a. das Vorausschätzungspro-
gramm Stahl für das 3. Quartal 1984.

Japan

29. Juni —5. Juli: Der Vizepräsident der Kom-
mission, Francois Xaver Ortoli, führt bei einem
offiziellen Besuch in Japan Gespräche mit Pre-
mierminister Yashiro Nakasone und weiteren

Regierungsmitgliedern über die Ergebnisse des
Europäischen Rates in Fontainebleau, die Aus-
sichten für die Entwicklung und Stärkung der
Gemeinschaft und die Auswirkungen der Libera-
lisierung des japanischen Geld- und Kapital-
marktes.

Juli

Ministerrat

1. Juli: Der Ratsvorsitz geht von Frankreich an
Irland über.

Portugal

2.13. Juli: Bei einem offiziellen Besuch in Lissa-
bon führen Kommissionspräsident Gaston Thorn
und Staatspräsident General Ramalho Eanes
Gespräche über den Fortgang der Beitrittsver-
handlungen, die Organisation der Arbeiten und
die Modalitäten des Abschlusses.

Südkorea

3.14. Juli: Im Rahmen der zweiten jährlichen
Konsultationen zwischen der EG und der Repu-
blik Korea treffen sich in Brüssel Lee Won Ky-
ung, Außenminister der Republik Korea und
Etienne Davignon, Vizepräsident der Kommis-
sion, und führen Gespräche über die Wirtschafts-
beziehungen zwischen der EG und Südkorea.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

4.15. Juli: Der Wirtschafts- und Sozialausschuß
nimmt auf seiner 218. Plenartagung eine Stel-
lungnahme zur Erweiterung der Gemeinschaft
um Spanien und Portugal sowie zur Wirtschafts-
lage in der EG an.

Haushaltspolitik

5. Juli: Die Kommission legt dem Rat einen ge-
änderten Vorschlag für Maßnahmen zur Dämp-
fung der zu erwartenden Haushaltslücke 1984
vor. Danach sollen die Mitgliedstaaten entspre-
chend ihrem für 1984 festgesetzten Anteil an der
harmonisierten Mehrwertsteuer-Bemessungs-
grundlage der Gemeinschaft einen Beitrag von
über 2 Mrd. ECU in Form zinsloser Vorschüsse
auf die Eigeneinnahmen der EG zur Verfügung
stellen.

Europäischer Gerichtshof

9. Juli: Die Kommission verklagt die Bundesre-
publik Deutschland vor dem Europäischen Ge-
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Juli

richtshof, um zu erreichen, daß auch nicht nach
dem deutschen Reinheitsgebot von 1516 gebrau-
tes Bier aus EG-Staaten auf dem deutschen
Markt verkauft werden darf.

Wirtschaftspolitik

9. Juli: Der Ministerrat für Wirtschaft und Fi-
nanzen genehmigt auf seiner Tagung eine zweite
Tranche von 1,4 Mio. ECU im Rahmen des neu-
en Gemeinschaftsinstruments II. Weitere Bera-
tungsthemen sind die Haushaltsdisziplin, die
Wirtschaftslage in der EG, Exportkredite und
steuerliche Maßnahmen zur Erleichterung der
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen ver-
schiedener Mitgliedstaaten.

Binnenmarkt

11. Juli: Frankreich und die Bundesrepublik
Deutschland ratifizieren eine Vereinbarung über
den Abbau der Grenzkontrollen.

Bolivien

12. Juli: Der bolivianische Außenminister, Gu-
stavo Fernandez Saavedra führt bei einem offi-
ziellen Besuch der Kommission in Brüssel Ge-
spräche über die Beziehungen zwischen der EG
und dem Andenpakt.

Binnenmarkt

13. Juli: Am Grenzübergang Saarbrücken-For-
bach unterzeichnen Vertreter der deutschen und
der französischen Regierung ein Abkommen,
das den Reiseverkehr zwischen den beiden Län-
dern erleichtert. Die Grenzposten beschränken
sich nunmehr auf Sichtkontrollen bei fließendem
Verkehr und auf Stichproben in Zweifelsfällen.

Agrarpolitik

16.117. Juli: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster lehnt auf seiner Tagung den Antrag des
deutschen Ministers Ignaz Kiechle ab, den deut-
schen Winzern im Anbaugebiet Mosel, Saar, Ru-
wer 10 Mio. DM aus der deutschen Staatskasse
zur Finanzierung einer Sonderdestillation von
70000 hl Tafelwein zu gewähren. Außerdem ge-
nehmigt er Verordnungen für Olivenöl sowie für
Magermilch und Magermilchpulver für Futter-
zwecke.

Australien

16. —20. Juli: Das Kommissionsmitglied für so-
ziale Angelegenheiten, Ivor Richard, führt bei

einem offiziellen Besuch in Australien Gesprä-
che mit Regierungsmitgliedern in Canberra.

Europäisches Parlament

17. Juli: Die sozialistische Fraktion des Europäi-
schen Parlaments wählt Rudi Arndt zu ihrem
Vorsitzenden. Arndt löst den Belgier Ernest
Glinne ab. Die Liberale Fraktion wählt die ehe-
malige Parlamentspräsidentin Simone Veil zu ih-
rer Vorsitzenden. Simone Veil löst Martin Ban-
gemann ab, dessen Partei im Juni an der 5%-
Klausel in der Bundesrepublik Deutschland
scheiterte. Die EVP wählt wieder Egon Klepsch
zu ihrem Vorsitzenden. Die Grünen aus der
Bundesrepublik Deutschland, Belgien und den
Niederlanden beschließen, gemeinsam mit den
dänischen EG-Gegnern, Vertretern regionaler
Formationen aus Belgien und Sardinien sowie
zwei Abgeordneten der italienischen proletari-
schen Einheit eine „Regenbogenfraktion" (20
Mitglieder) zu bilden.

Vereinte Nationen

17. Juli: Der Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen, Javier Perez de Cuellä, führt bei einem
offiziellen Besuch der EG-Kommission in Brüs-
sel Gespräche über den iranisch-irakischen
Krieg, Zypern, die Ost-West-Beziehungen, den
Nahen und Mittleren Osten, die Entwicklungs-
länder und die internationale Wirtschaftspolitik.

Binnenmarkt

18. Juli: Der Ministerrat für Binnenmarktpolitik
zieht auf seiner Sitzung in Brüssel „Schlußfolge-
rungen zur Normung", wobei der europäischen
Ebene, insbesondere bei den neuen Technolo-
gien, Vorrang eingeräumt wird.

Haushaltspolitik

18.—20. Juli: Der Ministerrat für Haushaltsan-
gelegenheiten einigt sich nicht auf einen Entwurf
des Berichtigungs- und Nachtragshaushaltes für
1984 in Höhe von 1,35 Mrd. ECU sowie den Ent-
wurf des Gesamthaushaltsplanes 1985.

Kommission

19. Juli: Der amtierende Vorsitzende des Euro-
päischen Rates, Irlands Premierminister Garrett
FitzGerald, gibt in Dublin die Ernennung des
bisherigen französischen Wirtschafts- und Fi-
nanzministers, Jacques Delors, zum neuen Kom-
missionspräsidenten bekannt.
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San Marino

19. Juli: Kommissionspräsident Gaston Thorn
führt bei einem offiziellen Besuch in San Marino
Gespräche mit verschiedenen Staatssekretären
über das der Gemeinschaft übermittelte Memo-
randum von San Marino, in dem die Sonderstel-
lung San Marinos im Zollbereich, in der Land-
wirtschaft, in den sozialen Angelegenheiten und
im Verkehr dargelegt ist.

El Salvador

20. Juli: Der Präsident von El Salvador, Jose
Napoleon Duarte, führt bei einem offiziellen Be-
such der Kommission in Brüssel Gespräche über
die Beziehungen zwischen El Salvador und der
Europäischen Gemeinschaft, über Hilfen für El
Salvador und die Lage in Mittelamerika.

Portugal

23. Juli: In Brüssel findet die 20. Ministertagung
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit Por-
tugal statt.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

23.124. Juli: Der Rat der Außenminister einigt
sich weder auf den Nachtragshaushalt 1984 noch
auf den Abschluß der Beitrittsverhandlungen mit
Spanien und Portugal. Weitere Beratungsthe-
men sind die Konsolidierung des Binnenmarktes,
die Beseitigung technischer Handelshemmnisse,
die Beziehungen zu den EFTA-Ländern, die Be-
ziehungen zu China und zwischen der AKP und
EWG. Am Rande der Tagung treffen sich die
Außenminister im Rahmen der EPZ und begrü-
ßen die Amnestie politischer Gefangener in Po-
len und erwarten, daß die Regierung den Dialog
mit der Bevölkerung fortführt. Weitere Bera-
tungsthemen sind der Iran und Mittelamerika.

Spanien

24. Juli: In Brüssel findet die 22. Ministertagung
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen mit Spa-
nien statt.

Europäisches Parlament

24.-27. Juli: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Pierre Pflimlin (77), französischer Christ-
demokrat und ehemaliger Bürgermeister von
Straßburg und französischer Ministerpräsident
wird auf der konstituierenden Sitzung des 2. di-
rekt gewählten EP zum Präsidenten gewählt. Er

setzt sich gegen den bisherigen Parlamentspräsi-
denten, den niederländischen Sozialisten Piet
Dankert und den parteilosen italienischen Abge-
ordneten Altiero Spinelli durch. Der irische Pre-
mierminister und amtierende Ratspräsident Gar-
ret FitzGerald gibt eine Erklärung über den Eu-
ropäischen Rat in Fontainebleau ab. Der irische
Außenminister Peter Barry stellt das Programm
der irischen Ratspräsidentschaft für das 2. Halb-
jahr 1984 vor, das die Lösung des Haushaltspro-
blems, die Wiederbelebung und Erweiterung der
Gemeinschaft, den Abschluß der Verhandlungen
mit Spanien und Portugal, Lome III und den Ab-
bau der Arbeitslosigkeit vorsieht. Das EP ver-
weigert die Ausgleichszahlung 1983 für Großbri-
tannien in Höhe von ca. 750 Mio. ECU, da
Großbritannien sich geweigert habe, die zur Fi-
nanzierung des EG-Haushalts für das laufende
und kommende Jahr notwendigen Mittel freizu-
geben. Außerdem äußert es starke Vorbehalte
gegen die Zustimmung des europäischen Rates
in Fontainebleau zu den nationalen deutschen
Agrarsubventionen.

August

Europäische Investitionsbank

1. August: Ernst-Günther Bröder wird Nachfol-
ger des bisherigen Präsidenten der europäischen
Investitionsbank Yves Le Portz, der die Bank
nach 14jähriger Amtszeit verläßt. Bröder ist Mit-
glied des Verwaltungsrates seit 1980 und der er-
ste Deutsche auf diesem Posten.

September

Allgemeine Angelegenheiten

3. September: Der Rat der Außenminister kann
sich bei seiner Tagung nicht über die Beitrittsbe-
dingungen für Portugal und Spanien einigen.
Streitpunkte bleiben vor allem die Marktord-
nung für Wein und Olivenöl.

Spanien

3. September: In Brüssel findet die 23. Minister-
tagung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
mit Spanien statt.

Portugal

3. September: In Brüssel findet die 21. Minister-
tagung im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
mit Portugal statt.
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September

Soforthilfe Mosambik

4. September. Die Kommission beschließt eine
Soforthilfe in Höhe von einer Mio. ECU zugun-
sten der von der anhaltenden Dürre in Mozam-
bik betroffenen Bevölkerungsgruppen.

Haushaltspolitik

6.17. September: Die Bundesrepublik Deutsch-
land erklärt sich auf der Ratssitzung der Finanz-
minister in Brüssel erneut bereit, der EG durch
Vorauszahlungen aus der finanziellen Klemme
zu helfen. Von den Mitgliedstaaten lehnt nur
Großbritannien eine solche Aktion ab. Kommis-
sionsmitglied Christopher Tugendhat, der für das
Budget zuständig ist, droht dem Rat mit einer
Untätigkeitsklage vor dem Europäischen Ge-
richtshof. Es geht um eine Summe zwischen 3
und 4,5 Mrd. DM. Weitere Beratungsthemen
sind u.a. der Entwurf des Berichtigungshaus-
haltsplans 1/84 und der Entwurf des Gesamt-
haushaltsplans für 1985.

Fischereipolitik

10. September: Der Ministerrat für Fischereian-
gelegenheiten einigt sich auf seiner Tagung über
die Gesamtfangmenge und über nationale Quo-
ten für Heringe und Sprotten. Weitere Bera-
tungsthemen sind u.a. die Fischereibeziehungen
zu den Vereinigten Staaten und zu anderen
Drittländern.

EPZ

11. September: Im Rahmen der EPZ kommt der
Rat der Außenminister zu einem informellen
Treffen in Dublin zusammen.

Europäisches Parlament

11.—13. September: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Das EP droht dem Ministerrat mit ei-
ner Untätigkeitsklage für den Fall, daß er bis
zum 5. Oktober 1984 keinen Lösungsvorschlag
für die Haushaltsprobleme des Jahres 1984 und
85 macht. Außerdem faßt es zum Beitritt Spa-
niens und Portugals eine Entschließung, in der es
fordert, die Verhandlungen zu dem vom Euro-
päischen Rat gesetzten Termin (30. September)
abzuschließen, für eine gerechte Verteilung von
Vor- und Nachteilen zu sorgen und das Parla-
ment in allen Phasen der Verhandlungen auf
dem laufenden zu halten. Aus Anlaß des Unter-
gangs des französischen Uranfrachters „Mont
Louis" fordert es in einer Entschließung erneut

eine EG-weite Regelung für den Transport ge-
fährlicher und radioaktiver Stoffe.

^ Europäisches Währungssystem

16.117. September: Der Rat der Finanzminister
kommt zu einem informellen Treffen auf Dro-
moland Castle (Irland) zusammen und einigt sich
auf eine Neuberechnung der ECU. Gleichzeitig
wird auf Antrag der griechischen Regierung die
Drachme in das EWS mit einbezogen.

Europarat

17. September: In Paris findet eine Konferenz
der Forschungsminister der 21 Mitgliedstaaten
des Europarates statt.

Allgemeine Angelegenheiten

17.118. September: Der Rat der Außenminister
berät auf seiner Tagung über die Eigenmittel der
Gemeinschaft, die Durchführung der Schlußfol-
gerungen des Europäischen Rates in Fontaine-
bleau, den Beitritt Spaniens und Portugals und
die Verhandlungen über ein neues Abkommen
mit den AKP-Staaten. Außerdem genehmigt er
15 Richtlinien zur Beseitigung technischer Han-
delshemmnisse und verabschiedet endgültig eine
Verordnung zur Stärkung der gemeinsamen
Handelspolitik und zur Abwehr von unerlaubten
Handelspraktiken.

Agrarpolitik

17.118. September: Der Rat der Landwirtschafts-
minister einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
darüber, daß der Überschuß auf dem Weinmarkt
bekämpft werden muß, über das ,Wie' allerdings
bleibt er uneins. Außerdem prüft er einen Be-
richt der Kommission über die ersten sechs Mo-
nate der Anwendung des Systems der zusätzli-
chen Abgabe bei Milch und nimmt zur Kenntnis,
daß trotz einer Reihe technischer bzw. verwal-
tungsmäßiger Schwierigkeiten eine Drosselung
der Produktion erreicht worden ist.

Spanien

18. September: In Brüssel findet die 24. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Spanien statt.

Portugal

18. September: In Brüssel findet die 22. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Portugal statt.
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Umweltschutzpolitik

19. September : Die deutsche Bundesregierung
beschließt, den Erwerb abgasfreundlicher Autos
ab 1.7.1985 durch steuerliche Anreize zu för-
dern. Ab 1.1.1989 soll die Neuzulassung abgas-
armer Fahrzeuge obligatorisch sein, für PKWs
über 2 1 Hubraum bereits ab 1988. Nach der An-
sicht der Kommission ist die Bereitstellung von
ausreichenden Mengen bleifreien Benzins in den
meisten Mitgliedstaaten bis 1986 nicht möglich.
Sie will daher erst ab 1995 das abgasarme Auto
verbindlich vorgeschrieben sehen.

Neuseeland

19.120. September: Der Außenhandelsminister
Neuseelands, M.K. Moor, führt im Rahmen ei-
nes offiziellen Besuchs bei der Kommission Ge-
spräche mit den Vizepräsidenten Wilhelm Hafer-
kamp und Lorenzo Natali unter anderem über
die Lage auf dem Weltmarkt für Milcherzeugnis-
se und die Arbeiten im GATT.

Entwicklungspolitik

19.—21. September: In Luxemburg tagt die Be-
ratende Versammlung EG-AKP über die dritte
Lome-Konvention und verabschiedet Entschlie-
ßungen zu Lome III, zur Umweltpolitik, zur Fi-
scherei, zum südlichen Afrika und zum Tschad.

Wirtschaftspolitik

20.121. September: Der Beratende Ausschuß
EGKS verabschiedet auf seiner 244. Ordentli-
chen Sitzung in Baule (Frankreich) u.a. Stellung-
nahmen zum Vorausschätzungsprogramm Stahl
für das 4. Quartal 1984, die Änderung der Min-
destpreise für Edelstahle sowie zu budgetären
Fragen der EGKS.

^ Wirtschafts- und Währungspolitik

22.123. September: Die Wirtschafts- und Finanz-
minister der Mitgliedsländer der EG nehmen an
der Jahresversammlung des Internationalen
Währungsfonds (IWF) und der Weltbank teil.
Beratungsthemen sind u.a. die relative Schwäche
des Wirtschaftswachstums in Europa und das in-
ternationale Zinsniveau.

Agrarpolitik

23.-25. September: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister berät bei einem informellen Tref-
fen in Killarney (Irland) die Finanzierung der

Gemeinsamen Agrarpolitik und die Marktord-
nung für Wein im Hinblick auf den Beitritt Spa-
niens und Portugals.

China

24. September — 6. Oktober: Kommissionsvize-
präsident Wilhelm Haferkamp hält sich zur er-
sten Konsultationstagung auf Hoher Ebene in
China auf und führt mit der chinesischen Regie-
rung Gespräche u.a. über die Wirtschaftslage
beider Seiten sowie die Entwicklung ihrer Bezie-
hungen.

Europarat

26. September —4. Oktober: Die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarates tagt in
Straßburg und verurteilt die Diskriminierung von
Minderheiten seitens der rumänischen Regie-
rung. Weitere Entschließungen zum Kampf ge-
gen Dogenmißbrauch, dem Aufbau von Umwelt-
industrien und über die Beziehungen der EG zur
künftigen Aufgabenstellung des Europarates
werden verabschiedet. Zwangsverschleppungen
stuft die Versammlung in einer Entschließung als
„Verbrechen gegen die Menschheit" ein. Sie
empfiehlt den Mitgliedstaaten des Europarates,
eine größere Verantwortung gegenüber den Län-
dern der Dritten Welt zu übernehmen. Der neue
Generalsekretär des Europarates, Marcelino
Oreja Aguirre bezeichnet in seiner Antrittsrede
die Fortschritte bei den Menschenrechten und
die Weiterentwicklung der Demokratie als
Schwerpunkte seiner Amtszeit. Aguirre ist Nach-
folger des Österreichers Franz Karasek.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

26.127. September: Der Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß verabschiedet auf seiner 219. Plenarta-
gung in Brüssel u.a. Initiativ-Stellungnahmen zur
sozialen Lage in der Gemeinschaft, zur Arbeits-
medizin und zu Jugoslawien.

China

27. September: Kommissions-Vizepräsident Wil-
helm Haferkamp paraphiert in der Volksrepu-
blik China ein Kooperationsabkommen, das den
Vertrag von 1978 zur Förderung der beiderseiti-
gen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen um
fünf Jahre verlängert.

Lateinamerika

28.129. September: In Costa Rica kommen die
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September— Oktober

Außenminister der EG-Staaten, Portugals und
Spaniens sowie der fünf mittelamerikanischen
Staaten und der Contadora-Gruppe (Mexiko,
Columbien, Venezuela und Panama) zu Gesprä-
chen über eine Verbesserung der wirtschaftli-
chen und politischen Beziehungen zusammen.

Oktober

Haushaltspolitik

1. Oktober: Der Ministerrat für Wirtschaft und
Finanzen einigt sich im Prinzip über die Fragen
der Haushaltsdisziplin für die EG, vor allem im
Agrarbereich.

Agrarpolitik

1. Oktober: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster erzielt keine Einigung in der Frage der ge-
meinsamen Marktorganisation für Wein.

Allgemeine Angelegenheiten

2.13. Oktober: Der Rat der Außenminister ge-
nehmigt auf seiner Tagung den Entwurf eines
Nachtrags- und Berichtigungshaushaltsplanes
1984 in Höhe von ca. 1,861 Mrd. ECU (allein
1,833 Mrd. ECU für die Landwirtschaft) sowie
den Entwurf eines Gesamt-Haushaltsplans 1985
in Höhe von ca. 26. Mrd. ECU. Zur Finanzie-
rung des Nachtragshaushaltes verpflichten sich
die Zehn, der Gemeinschaft 1,003 Mio. ECU zu-
rückzahlbare Vorschüsse zur Verfügung zu stel-
len. Weiteres Beratungsthema ist der Beitritt
Portugals und Spaniens zur EG.

Spanien

3. Oktober: In Luxemburg findet die 25. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Spanien statt.

Europäischer Gerichtshof

3. Oktober: Der Europäische Gerichtshof wählt
mit Wirkung vom 7.10.1984 den Generalanwalt
P. Verloren van Themaat auf ein Jahr zum Er-
sten Generalanwalt.

Portugal

3. Oktober: In Luxemburg findet die 23. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Portugal statt.

Griechenland

8. Oktober: Die Kommission verklagt nach der

Bundesrepublik Deutschland nun auch Grie-
chenland wegen des Importhindernisses Rein-
heitsgebot für Bier, welches seit 1922 in Grie-
chenland Gesetz ist.

Binnenmarkt

9. Oktober: Der Ministerrat für Binnenmarktpo-
litik stimmt im Prinzip der Grundverordnung
über die Einführung eines Einheitspapiers für
den grenzüberschreitenden Binnenverkehr zu
und nimmt eine Erklärung des deutschen Bun-
deswirtschaftsministers Martin Bangemann zur
Einführung abgasarmer Kraftfahrzeuge zur
Kenntnis. Kritik wird vor allem von den Auto-
mobilherstellerländern Frankreich, Italien und
Großbritannien laut, die in derartigen Maßnah-
men eine Zersplitterung des Gemeinsamen
Marktes sehen.

Arabische Republik Jemen

9. Oktober: In Brüssel wird ein Kooperationsab-
kommen über wirtschaftliche und Entwicklungs-
Zusammenarbeit zwischen der EG und der ara-
bischen Republik Jemen unterzeichnet.

Europäisches Parlament

9. —11. Oktober: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg: Mit 218 zu 34 Stimmen sprechen sich die
Abgeordneten für die Freigabe der blockierten
Beitragsrückerstattungen 1983 an die Bundesre-
publik Deutschland und Großbritannien aus,
weil der Ministerrat der Parlamentsbedingung,
den Nachtragshaushalt 1984 vorzulegen, nachge-
kommen ist. Es fordert in einer Entschließung,
die Europäische Währungseinheit (ECU) so zu
stärken, daß sich daraus eine echte Währung er-
gibt, die im ganzen Hoheitsgebiet der Gemein-
schaft verwendet wird und die Wirtschaftskraft
der EWG widerspiegelt. In verschiedenen Ent-
schließungen verurteilt das EP Menschenrechts-
verletzungen in Afghanistan, der Türkei und der
UdSSR, den Einsatz von Plastikgeschossen in
Nordirland und fordert das Recht auf freie Erzie-
hung in Malta sowie umgehende Hilfeleistungen
gegen den Hunger in der Welt, die Hungerkata-
strophe in Äthiopien und die Dürre in der Sahel-
Zone.

Entwicklungspolitik

9.—13. Oktober: In Brüssel tagt die Beratende
Versammlung AKP-EWG und berät über ein
neues Lome-Abkommen. Die AKP-Staaten leh-
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nen das Angebot der EG-Staaten über Hilfelei-
stungen in Höhe von 7 Mrd. ECU ab, da diese
weit unter der geforderten Größenordnung von
10 Mrd. ECU lägen.

Thailand

25. Oktober: Zwischen der Gemeinschaft und
Thailand finden Konsultationen statt.

Industriepolitik

15. Oktober: Der Ministerrat für Industriepoli-
tik und Wirtschaft berät auf seiner Tagung in Lu-
xemburg über Datenverarbeitung, Schiffbau, Ei-
sen und Stahl und äußert Kritik an der amerika-
nischen Osthandelspolitik.

Umweltschutzpolitik

15.—17. Oktober: In Dublin findet das erste auf
europäischer Ebene veranstaltete Symposium zu
Umweltproblemen statt, die durch die in der
Landwirtschaft verwendeten Chemikalien ent-
stehen.

Soforthilfeprogramm Kambodscha

16. Oktober: Die Kommission beschließt ein So-
forthilf eprogramm in Höhe von 250000 ECU für
die Opfer der Überschwemmungen in Kambod-
scha.

Rechnungshof der EG

18. Oktober: Der Rechnungshof der EG wählt
Marcel Mart (Luxemburg) zu seinem Präsiden-
ten, der Pierre Lelong ablöst.

Agrarpolitik

22.123. Oktober: Der Rat der Landwirtschafts-
minister erreicht auf seiner Tagung in Luxem-
burg keine Gesamtlösung für das Wein-Problem
und für die Anwendung der im März beschlosse-
nen Milchquotenregelung. Außerdem setzt er
die Preise für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr
1984/85 fest.

Allgemeine Angelegenheiten

22.123. Oktober: Auf seiner Tagung in Luxem-
burg bekräftigt der Rat der Außenminister, daß
die EG-Erweiterung um Spanien und Portugal
ein „unumkehrbarer Prozeß" sei, der am
1.1.1986 mit dem Beitritt beider Länder abge-
schlossen werden müsse. Mit Portugal verab-
schiedet der Rat eine gemeinsame politische Er-
klärung. Gleichzeitig ergänzt der Rat die Ver-

handlungsposition der EG in wichtigen Punkten:
für pflanzliche Fette, Sozialfragen und Zucker
(Portugal) sowie für den Zollabbau im gewerbli-
chen Sektor (Spanien). Weitere Beratungsthe-
men sind u.a. die Beziehungen EG-AKP, die Be-
ziehungen der EG zu Pakistan und Jordanien,
Haushaltsfragen, Senkung von Importzöllen und
die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates
in Fontainebleau.

Wirtschaftspolitik

23. Oktober: In Luxemburg findet die 245. or-
dentliche Sitzung des Beratenden Ausschusses
EGKS statt. Hauptgesprächsthemen sind die
Entwicklung der Kohlepolitik, die Lage der Ei-
sen- und Stahlindustrie der Gemeinschaft und
Beihilfen für die Eisen- und Stahlindustrie.

Spanien

23. Oktober: In Luxemburg findet die 26. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Spanien statt.

Europäisches Parlament

23.-26. Oktober: Sitzungswoche des EP in
Straßburg: Das EP verabschiedet den Nachtrags-
haushalt 1984 in Höhe von ca. 1,9 Mrd. ECU.
Mit großer Mehrheit spricht es sich für die end-
gültige Abschaffung der Personen- und Waren-
kontrollen in der EG bis 1.1.1989 aus. Der Präsi-
dent der argentinischen Republik, Raoul Alfon-
sin, der auf Einladung des EP in Straßburg weilt,
spricht sich vor dem EP für regelmäßige Konsul-
tationen zwischen EG und Lateinamerika aus.
Das EP fordert die Mitgliedstaaten auf, ange-
sichts der zunehmenden Gewalttaten in Westeu-
ropa unverzüglich Maßnahmen zur Bekämpfung
des Terrorismus zu ergreifen. Außerdem fordert
es den Rat und die Kommission auf, die Ver-
handlungen über Lome III zügig zum Abschluß
zu bringen sowie Soforthilfen für Äthiopien, die
Sahel-Zone und El Salvador zur Verfügung zu
stellen. Es verabschiedet Entschließungen zum
Umweltschutz, zur Arbeitslosigkeit und zur Lage
im Süd-Libanon.

Portugal

24. Oktober: Der amtierende Ratspräsident,
Garett FitzGerald, der portugiesische Premier-
minister Mario Soares sowie der Vizepräsident
der Kommission, Lorenzo Natali, unterzeichnen
in Dublin eine gemeinsame Erklärung, in der sie
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Oktober—November

es als ihr Ziel bezeichnen, daß der Beitritt Portu-
gals zur Gemeinschaft am 1. Januar 1986 vollzo-
gen wird.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

24.125. Oktober: In Brüssel findet die 220. Ple-
nartagung des Wirtschafts- und Sozialausschus-
ses statt und verabschiedet Stellungnahmen zu
Problemen der sozialen Sicherheit und der Wan-
derarbeitnehmer. Der Ausschuß wählt für zwei
Jahre sein neues Präsidium: Gerd Muhr wird
Präsident.

Haushaltspolitik

26. Oktober: Der Ministerrat für Haushaltsange-
legenheiten berät in Straßburg u.a. über den
Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaus-
haltsplans Nr. 1/84 und die Strukturpolitik.

Japan

29.—31. Oktober: In Brüssel finden die 24. Kon-
sultationen auf Hoher Ebene zwischen der Ge-
meinschaft und Japan statt. Beratungsthemen
sind u.a. die Entwicklung der industriellen, wis-
senschaftlichen und technischen Zusammenar-
beit.

Soforthilfe Äthiopien

30. Oktober: Die Kommission kündigt einen So-
forthilfeplan für Äthiopien und für andere afri-
kanische Länder wegen der dramatischen Zuspit-
zung der Ernährungslage an.

Umweltschutzpolitik

31. Oktober-1. November: Unter Vorsitz des
deutschen Bundesinnenministers Friedrich Zim-
mermann kommen in Bremen Vertreter der EG
sowie der acht Nordsee-Anrainer-Staaten zusam-
men, um Maßnahmen zum Schutz vor weiterer
Verschmutzung der Nordsee zu beraten.

Lateinamerika

28. Oktober-4. November: Kommissionpräsi-
dent Gaston Thorn stattet Venezuela, Kolum-
bien und Peru zum ersten Mal einen offiziellen
Besuch ab.

November

Thorn und Vizepräsident Wilhelm Haferkamp
nehmen in Genf an der halbjährlich stattfinden-
den Ratstagung der EFTA-Länder teil.

Entwicklungspolitik

6. November: Der Ministerrat für Entwicklungs-
fragen stellt auf seiner Tagung in Brüssel zur Be-
kämpfung der Hungersnot in einigen afrikani-
schen Ländern Soforthilfen in Höhe von 32. Mio.
ECU sowie kurzfristige Nahrungsmittelhilfen in
Höhe von 100000 Tonnen Getreide zur Verfü-
gung. Weitere Beratungsthemen sind Ernäh-
rungsstrategien für Afrika, Bekämpfung der au-
ßergewöhnlichen Dürre in der Sahel-Zone, allge-
meine Entwicklungshilfe und die neuen Leitli-
nien von Lome III auf dem Gebiet der Entwick-
lung.

Soforthilfe Messenien

8. November: Die Kommission beschließt eine
Soforthilfe in Höhe von 100000 ECU für die von
einem Erdbeben betroffene Bevölkerung der
Region Messenien in Griechenland.

Verkehrspolitik

8. November: Der Rat der Verkehrsminister ei-
nigt sich auf seiner Tagung in Brüssel politisch
über sämtliche im Mai gefaßten Grundsatzbe-
schlüsse über Gewicht und Abmessungen im
Transportwesen.

Wirtschaftspolitik

12. November: Der Minsterrat für Wirtschaft
und Finanzen berät auf seiner Tagung in Brüssel
über Haushaltsdisziplin, Ausfuhrkredite und Fi-
nanzierung der Agrarstrukturpolitik.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ

12.113. November: Der Rat der Außenminister
befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel mit den
Beitrittsverhandlungen zwischen der Gemein-
schaft, Spanien und Portugal, der Durchführung
der Schlußfolgerungen des Rates von Fontaine-
bleau und mit den AKP-EWG-Verhandlungen.
Im Rahmen der EPZ erörtern die Außenminister
die Wahlen in den USA, die Lage in Nicaragua
und im Nahen Osten. In einer Erklärung verur-
teilen die Minister die Verletzung der Menschen-
rechte in Chile.

EFTA Agrarpolitik

5.16. November: Kommissionspräsident Gaston 12.113. November: Der Rat der Landwirtschafts-
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minister erzielt auf seiner Tagung in Brüssel in
den Fragen der Marktorganisation für Wein und
der Agrarstrukturpolitik keine Einigung.

Europäisches Parlament

12.—16. November: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten lehnen in erster
Lesung den Haushalt 1985 wegen Verstößen ge-
gen elementare Haushaltsgrundsätze wie Jähr-
lichkeit, Haushaltswahrheit und -klarheit ab.
Der vom Ministerrat vorgelegte Haushaltsplan
hätte nur zehn Monate abgedeckt. Die Finanzie-
rung der restlichen beiden Monate sollte „zu ge-
gebener Zeit" durch einen Nachtragshaushalt ge-
sichert werden. Das EP verweigert auch die
Haushaltsentlastung für 1982. Kommissionsmit-
glied Edgard Pisani berichtet über den Stand der
Verhandlungen um das Lome-HI-Abkommen.
In einer Entschließung verurteilen die Abgeord-
neten den Mord an dem polnischen Priester Po-
pieluszko. Das EP kürzt die Türkei-Hilfe für
1985 um 20,5 Mio. ECU und beschließt die Anle-
gung von Getreidevorräten in Afrika, die Über-
wachung des Demokratisierungsprozesses in Ug-
anda sowie über das dritte Programm zur Förde-
rung des Austauschs junger Arbeitskräfte, in das
jetzt schon Portugal und Spanien miteinbezogen
werden sollen.

Energiepolitik

13. November. Der Ministerrat für Energiefra-
gen setzt auf seiner Tagung in Brüssel seine Dis-
kussion über die Energiepolitik der Mitgliedstaa-
ten fort.

Bundesrepublik Deutschland/Italien

14. November: Der deutsche Bundeskanzler
Helmut Kohl drängt bei den 10. deutsch-italieni-
schen Regierungskonsultationen darauf, noch
1984 die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und
Portugal zum Abschluß zu bringen.

ASEAN

15.116. November. In Dublin berät die EG mit
den ASEAN-Staaten über bilaterale Beziehun-
gen, Wirtschaft und Schulden der Entwicklungs-
länder. Im Schlußkommunique fordern beide
den Rückzug der Besatzungsmächte aus Af-
ghanistan und Kambodscha.

Simbabwe

19.120. November: Der Landwirtschaftsminister

von Simbabwe, D. Norman, stattet der Kommis-
sion einen offiziellen Besuch ab.

Spanien

19.120. November: Der Gemischte Ausschuß
EP-Spanische Cortes berät in Brüssel bei einem
ausführlichen Meinungsaustausch über institutio-
nelle Aspekte des Beitritts, insbesondere über
Fragen der Mitarbeit spanischer Abgeordneter
im EP.

EPZ

20. November. Der Rat der Außenminister tritt
im Rahmen der EPZ zusammen und berät über
die Süderweiterung der EG, die Lome-Verhand-
lungen, die UNESCO, den Nahen Osten, die
Ost-West-Beziehungen, die KVAE, über Polen,
Mittelamerika und über die Vorbereitung des
Europäischen Rates in Dublin.

Institutionen

20. November: Auf Anregung des EP-Präsiden-
ten, Pierre Pflimlin, findet ein Kolloquium des
erweiterten Präsidiums des EP, des Rates der
Außenminister und Vertretern der Kommission
statt und berät die Verbesserung des Konzertie-
rungsverfahrens zwischen Parlament und Rat
und den wirtschaftlichen Wiederaufschwung Eu-
ropas.

Haushaltspolitik

21. November: Auf einer Konzertierungssitzung
zwischen Delegationen des EP und des Minister-
rates in Brüssel kommt es zu keinerlei Annähe-
rung in Sachen Haushaltsdisziplin.

Soforthilfe Zaffina Etnea

21. November: Die Kommission beschließt eine
Soforthilfe in Höhe von 200000 ECU für die von
einem Erdbeben betroffene Bevölkerung des
Gebietes Zaffina Etnea in Sizilien.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

21.122. November: Der Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß berät auf seiner 221. Plenartagung in
Brüssel den Jahreswirtschaftsbericht 1984/85.

Entwicklungspolitik

22. November: In Brüssel berät die Präsidial-
gruppe der Verhandlungsdelegation der AKP-
Staaten und der EG über das Lome-III-Abkom-
men und einigt sich über dessen Text und den
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November—Dezember

Umfang der Finanzhilfe der Gemeinschaft in Hö-
he von 8,5 Mrd. ECU.

Industriepolitik

22. November. Der Ministerrat für Industriepo-
litik, Eisen und Stahl, berät auf seiner Tagung in
Brüssel über Ausfuhren von Stahlrohren in die
USA, Umstrukturierung und Änderung des Bei-
hilfekodex für Eisen und Stahl. Der deutsche
Bundeswirtschaftsminister Martin Bangemann
lehnt eine Verlängerung über den 31.12.1985
hinaus ab. Frankreich, Italien und Belgien sind
dafür.

Rechnungshof der EG

22. November: Der Rechnungshof der EG ge-
nehmigt seinen Jahresbericht über die Ausfüh-
rung des Gesamthaushaltsplanes der EG im
Haushaltsjahr 1983 und die Abwicklung der Vor-
haben des Europäischen Entwicklungsfonds im
gleichen Jahr.

Kulturpolitik

22. November. Der Ministerrat für Kulturpolitik
nimmt auf seiner Tagung in Brüssel eine Ent-
schließung über „die Kulturschaffenden und den
Europäischen Sozialfonds" an. Weitere Bera-
tungsthemen sind die Intensivierung der europäi-
schen kulturellen Zusammenarbeit, das multila-
terale System zur Unterstützung der europäi-
schen Film- und Fernsehprogrammproduktion,
der freie Verkehr von Kunstwerken, die Politik
auf dem Gebiet des Buchwesens und die Euro-
päische Stiftung.

Allgemeine Angelegenheiten

26. —28. November: Der Rat der Außenminister
befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel u.a. mit
der Süderweiterung der Gemeinschaft, mit der
Vorbereitung des Europäischen Rates in Dublin,
mit der Hungersnot in Afrika und mit dem Jah-
resbericht über die Europäische Union. Am
Rande trifft sich der britische Außenminister Sir
Geoffrey Howe mit seinem spanischen Amtskol-
legen Fernando Moran zu Verhandlungen über
die Gibraltar-Frage. Man einigt sich, die Erklä-
rung von Lissabon vom April 1980 in allen Teilen
bis zum 15.2.1985 anzuwenden, d.h. Freizügig-
keit für den Personen- und Güterverkehr von
und nach Gibraltar sowie Verhandlungen über
die Zukunft Gibraltars einschließlich der Souver-
änitätsfrage.

GATT

26. —30. November: In Genf findet die 40. Ta-
gung der Vertragsparteien des GATT statt.

USA

27. November: Die US-Regierung kündigt an,
mit Wirkung vom 29.11. die Einfuhr von Stahl-
röhren aus der EG auszusetzen.

Kanada

27. November: In Toronto findet die erste Kon-
ferenz über die handelspolitische Zusammenar-
beit zwischen der Gemeinschaft und Kanada
statt.

USA

28. November: Kommissions-Vizepräsident Eti-
enne Davignon droht mit Strafzöllen auf US-Pro-
dukte.

Griechenland

28. November: Die Kommission beschließt, die
von ihr für 1984 genehmigten Schutzmaßnahmen
für Griechenland bis zum Ende der Übergangs-
zeit (31.12.1985) zu verlängern.

Sozialpolitik

29. November: Die Minister für Gesundheitswe-
sen kommen zu einer ersten informellen Tagung
seit 1978 zusammen und verpflichten sich, regel-
mäßige Sitzungen auf Ministerebene zu veran-
stalten.

Haushaltspolitik

29.130. November: Der Ministerrat für Haus-
haltsangelegenheiten berät auf seiner Tagung in
Brüssel über den Haushaltsplan 1985.

Dezember

USA

1. Dezember: Die EG legt in den USA die erste
ECU-Anleihe auf.

Europäischer Rat/EPZ

3.14. Dezember: Das Treffen der Staats- und Re-
gierungschefs der EG in Dublin scheitert in der
Frage der Süderweiterung an dem Nein des grie-
chischen Ministerpräsidenten Andreas Papan-
dreou. Er fordert 5 Mrd. ECU für integrierte
Mittelmeerprogramme, die es seinem Land und
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Italien erlauben sollen, sich auf die EG-Erweite-
rung um Spanien und Portugal einzustellen. Von
der Bewilligung dieser Mittel macht er die Hal-
tung Athens zur Grundsatzeinigung über die
Weinmarkt-Reform sowie die Süderweiterung
abhängig. Der Rat billigt den Zwischenbericht
des ad hoc-Ausschusses für institutionelle Fragen
(Dooge-Ausschuß) sowie des ad hoc-Ausschus-
ses für ein Europa der Bürger und den Bericht
über die Europäische Union. Außerdem be-
schließt er, wegen der Hungersnot in Afrika wei-
tere Hilfeleistungen zur Verfügung zu stellen und
benennt die neuen Mitglieder der Kommission
für den Zeitraum vom 6.1.1985-5.1.1987.
Im Rahmen der EPZ geben die Staats- und Re-
gierungschefs Erklärungen zum arabisch-israeli-
schen Konflikt, zum irakisch-iranischen Krieg,
zu Libanon, den Ost-West-Beziehungen, Mittel-
amerika sowie über Terrorismus und Mißbrauch
der diplomatischen Immunität ab.

Japan

3.-5. Dezember: Der Vizepräsident der Kom-
mission, Etienne Davignon, führt in Japan Ge-
spräche mit Premierminister Yashior Nakasone
u.a. über das strukturelle Defizit in der Handels-
bilanz insbesondere über die japanische Export-
quote für Videorekorder. Man einigt sich, daß
Japan im ersten Halbjahr 1985 in die EG nur
noch 2,25 Mio. Einheiten (1984: 3,94 Mio.) ex-
portieren darf.

Fischereipolitik

4. Dezember. Der Ministerrat für Fischereiange-
legenheiten beschließt auf seiner Tagung in Brüs-
sel u.a. die gemeinsamen Fangquoten für 1985.

China

6. Dezember: Der chinesische Vizeminister für
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zum Aus-
land, Jia She, führt bei seinem offiziellen Besuch
der Kommission in Brüssel Gespräche mit Vize-
präsident Wilhelm Haferkamp über die Entwick-
lung der Beziehungen.

Umweltschutzpolitik

6.17. Dezember: Der Minsterrat für Umwelt-
schutz befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel
mit dem Bleigehalt von Benzin, Luftverunreini-
gung, gegenseitiger Information über den Zu-
stand der Umwelt und natürlichen Ressourcen in
der Gemeinschaft.

Seerechtskonvention

7. Dezember: Die EG unterzeichnet zwei Tage
vor Ablauf der Zeichnungsfrist die von den Ver-
einten Nationen vorgelegte Seerechtskonven-
tion.

Entwicklungspolitik

8. Dezember: Regierungsvertreter der EG und
von 65 AKP-Staaten unterzeichnen in Togo das
neue Kooperationsabkommen Lome III. In den
nächsten fünf Jahren sollen den AKP-Staaten
rund 19. Mrd. DM Zuschüsse sowie Kredite zu
Sonderkonditionen zur Verfügung gestellt wer-
den.

Naher Osten

9.-18. Dezember: Eine Delegation hoher Be-
amter der EG stattet Kuweit, Saudiarabien und
Jordanien einen offiziellen Besuch ab.

. Wirtschaftspolitik/EWS

10. Dezember: Der Ministerrat für Wirtschaft
und Finanzen befaßt sich auf seiner Tagung in
Brüssel mit der Finanzierung der Agrarstruktur-
politik, mit Exportkrediten, mit der Stärkung des
Europäischen Währungssystems, mit mittelfristi-
gem finanziellen Beistand und dem Jahresbericht
1985.

Agrarpolitik

10.—17. Dezember: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister berät auf seine Tagung in Brüssel
die Strukturpolitik, die Auswirkungen des Euro-
päischen Währungssystems im Rahmen der GAP
und über Wein.

Europäisches Parlament

10.—14. Dezember: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Der irische Premierminister und am-
tierende Ratspräsident Garett FitzGerald erstat-
tet dem EP Bericht über den Europäischen Rat
in Dublin. In seiner Abschlußrede als Präsident
der Kommission erklärt Gaston Thorn, daß der
Respekt vor den geschlossenen Verträgen nicht
alleine ausreiche, um die Gemeinschaft voranzu-
bringen, sondern die EG bedürfe einer tiefgrei-
fenden Reform. Mit 321 zu 3 Stimmen lehnt das
Parlament den Haushalt 1985 ab, da der Mini-
sterrat einen Haushalt vorgelegt hat, der voraus-
sichtlich nur zehn Monate ausreichen werde. Die
Parlamentarier sind enttäuscht darüber, daß der
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Dezember

Europäische Rat in Dublin die Europäische Eini-
gung nicht vorangebracht habe. Sie verabschie-
den Entschließungen zu den Rüstungskontroll-
Verhandlungen der Supermächte, zur Hungers-
not in Afrika, zu abgasfreien Kraftwagen und
verurteilen die USA für die Beschränkung von
Stahlimporten aus der EG.

Verkehrspolitik

11.112. Dezember: Der Rat der Verkehrsminister
berät auf seiner Tagung in Brüssel über Gewichte
und Abmessungen, über die Seeschiffahrt, den
Binnenverkehr und über Maßnahmen gegen die
Straßenverkehrsabgabe in der Schweiz.

Soforthilfe Rwanda

12. Dezember: Die Kommission beschließt eine
Nahrungsmittel-Soforthilfe für Rwanda.

Wirtschafts- und Sozialausschuß

12.113. Dezember: In Brüssel findet die 222.
Plenartagung des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses statt.

Sozialpolitik

13. Dezember: Der Rat der Arbeits- und Sozial-
minister berät auf seiner Tagung in Brüssel Fra-
gen des Austauschs junger Arbeitskräfte, über
Maßnahmen zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit sowie über gemeinsame Anstren-
gungen zur Bekämpfung der Armut.

Spanien

14. Dezember: Die EG und Spanien unterzeich-
nen ein Übereinkommen über den grenzüber-
schreitenden kombinierten Güterverkehr Straße/
Schiene.

Wirtschaftspolitik

14. Dezember: Im Luxemburg findet die 246. or-
dentliche Sitzung des Beratenden Ausschusses
EGKS statt, auf der der Vizepräsident der Kom-
mission, Etienne Davignon, eine Bilanz des Aus-
schusses in den letzten Jahren zieht.

USA

14.115. Dezember: In Brüssel berät eine hoch-
rangige amerikanische Ministerdelegation unter
Leitung von Außenminiser George P. Shultz er-
gebnislos mit der Kommission über bilaterale
Handelsbeziehungen, das amerikanische Röh-
renembargo und die Landwirtschaft.

Umweltschutzpolitik

17. Dezember: In London findet ein ', Umwelt-
gipfer der wichtigsten Industrienationen statt zu
dem Hauptthema Waldsterben und Saurer Re-
gen.

Industriepolitik

17. Dezember: Der Ministerrat für Industriepo-
litik, Eisen und Stahl befaßt sich auf seiner Ta-
gung in Brüssel mit der Lage der Eisen- und
Stahlindustrie und den Stahlausfuhren in die
Vereinigten Staaten.

USA

17. Dezember: Der US-Sonderbotschafter für
Handelsfragen, William Brock, unterbreitet der
Kommission ein Verhandlungsangebot im Streit
um den von Washington verhängten Stahlröh-
ren-Importstopp: einen US-Marktanteil der EG
von 7,6%.

Europäischer Gerichtshof

17. Dezember: Die Vertreter der Regierungen
der EG beschließen mit Wirkung vom 31.12.1984
bis zum 6. Oktober 1985 Thomas Francis O'Hig-
gins zum Richter am Europäischen Gerichtshof
zu ernennen, der den zurückgetretenen Aidrias
O'Caoimh ablöst.

Allgemeine Angelegenheiten

17.—19. Dezember: Der Rat der Außenminister
berät auf seiner Tagung in Brüssel über den Bei-
tritt Spaniens und Portugals zur EG, über die
Hungersnot in Afrika und den Austritt Grön-
lands aus der Gemeinschaft.

Binnenmarkt

18. Dezember: Der Ministerrat für Binnen-
marktpolitk und Verbraucherschutz verabschie-
det auf seiner Tagung in Brüssel ein einheitliches
Dokument für den innergemeinschaftlichen Wa-
renverkehr, das ab Januar 1988 gültig sein soll.

Portugal

18. Dezember: In Brüssel findet die 24. Mini-
stertagung im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit Portugal statt.

Spanien

18.119. Dezember: In Brüssel findet die 26. Mi-
nistertagung im Rahmen der Beitrittsverhand-
lungen mit Spanien statt.
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Forschung Fischereipolitik

19. Dezember. Der Ministerrat für Forschung 19.120. Dezember: Der Minsterrat für Fischerei-
beschließt auf seiner Tagung in Brüssel sechs angelegenheiten genehmigt auf seiner Tagung in
mehrjährige gemeinschaftliche Forschungspro- Brüssel grundsätzlich die gemeinsamen Fang-
gramme, quoten 1985.

Soforthilfe Kolumbien EPZ

19. Dezember: Die Kommission genehmigt eine 27. Dezember: In einer EPZ-Erklärung zum 5.
Soforthilfe in Höhe von 300000 ECU für das von Jahrestag der sowjetischen Invasion in Afghani-
einer Überschwemmungskatastrophe betroffene stan verurteilen die zehn EG-Staaten die Verlet-
Kolumbien. zung der UN-Charta seitens der Sowjetunion

und fordern sie zum unverzüglichen Abzug aus
Afghanistan auf.
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